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Siebenzehnte Sitzung
Karlsruhe , den 25 . May 1822 N

+

Gegenwaͤrtig
die bisher erſchienenen Mitglieder mit Aus nahme :

|

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Pråfidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten der Herren Markgrafen Leo pold ya
'

Marimilian ju Baden ,

des Herrn Staatsminiſters Frhrn . v. Berſtekt ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

des Herrn Praͤlaten Hebel ,

des Frhrn . v. Gemmingen - Treſchklingen , und — 900

deg Frhrn . v. Falkenſtein ,
Weiter anweſend

die Herren Regierungscommiſſaͤre , Staatsrath v. Gu — nii

Lat , und geh . Referendår v. Lieben frein : 90

7 à —
— T 9

Unter dem Vorſitze des dritten Vicepraͤſidenten , 0 —
Oberhofmarſchalls Frhrn . v. Gayling . i

Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde verleſen Sok MA

und genehmigt .
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Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein
trugen hierauf der Kammer vor , daß Sie ſchon am

14 . May eine Motion auf Ergreifung von Repreſſalien
gegen Frankreich , um die unter dem 16 . Jaͤnner und

23 . April l . J . gegen den Handel des fuͤdweſtlichen
Deutſchlands gerichteten , ſo verderblichen Beſchluͤſſe
moͤglichſt unſchaͤdlich zu machen , aufgeſetzt haͤtten ,
Sich jedoch , nachdem bereits in der zweyten Kammer

eine aͤhnliche Motion gemacht worden , auch die Sache
in der Erſten Kammer zur Sprache gekommen ſey ,
darauf beſchraͤnkten , die Motion zum Protokolle zu
geben .

Bon dem Bicepråfidenten aufgefordert , be -

grůndete nunmehr der Hofrath v. Rotted feine in

der vorigen Gigung angezeigte Motion wegen Ausle —

gung zweifelhafter Stellen der Verfaſſungsurkunde auf
folgende Weiſe :

Auf Verlangen Einer hohen Kammer habe ich
einen Antrag , welchen ich juͤngſt bey der Discuſſton
der úber den §. 31 . der Verfaſſungsurkunde in Mnre -

gung gefommenen Zweifel zu machen mir erlaubte , in

die Form einer eigentlichen Motion gebracht , deren

Begråndung durch einen befondern Bortrag mir nun

obliegt , obſchon ich gewuͤnſcht und auch fuͤr zweckfoͤr —
dernd gehalten haͤtte , daß Einer hohen Kammer ge —

faͤllig geweſen waͤre, die , wie mir ſchien , durch eine

bereits Statt gehabte Folge von Berichtserſtattungen
und Discuſſionen hinreichend vorbereitete Sache durch
unmittelbare Schlußfaſſung zu erledigen .

Es hat naͤmlich , wie Einer hohen Kammer erin⸗

nerlich iſt , gleich in der erſten dießjaͤhrigen Sitzung
ein verehrtes Mitglied den Antrag auf Ernennung
einer ſtaͤndigen Commiſſſion zur Begutachtung
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der uͤber Verfaſſungsartikel , oder uͤber Punkte der Ge⸗

ſchaͤftsordnung ſich ergebenden Fragen und Zweifel

geſtellt , und als Beyſpiel ſolcher zweifelhafter Artikel

zumal den 6. 31 . der Verfaſſung angefuͤhrt , aus wel⸗

chem naͤmlich nicht klar erſichtlich ſeye , wie lange die

Sendung eines Univerſitaͤts Abgeordneten daure , wenn

ſeine Wahl nach dem außer der Ordnung geſchehenen

Austritt eines Vorgaͤngers geſchehen .

Die zur Berichtserſtattung ber diefe Motion erz

nannte Commiffion hat auf Berwerfung der : in Bor -

ſchlag gebrachten „ ſtaͤndigen “ Commiſſion angetra —

gen , und zugleich beylaͤufig ihre Anſichten uͤber den

Ginn deg 6. 31 . der Verfaſſungsurkunde , fo wie uͤber

einige von dem Urheber der Motion gleichzeitig auf —

geworſene Fragen , die Geſchaͤftsordnung , insbeſondere

die Wiederaufnahme der an einem fruͤhern Landtag

unerledigt gebliebenen Geſchaͤfte betreffend , der hohen

Kammer vorgelegt . Dieſelbe verehrliche Commiſſion

hat ſodann in einer ihr weiter aufgetragenen zweyten

Berichtserſtattung ihre von der Kammer im allgemei —

nen gebilligten Anſichten noch naͤher erlaͤutert , und

deren ſpecielle Anwendung auf die verſchiedenen davon

umfaßten Faͤlle gezeigt .

Bey Gelegenheit dieſer zweyten Berichtserſtattung

hat die Commiſſton ſich ſelbſt noch die allgemeine Frage

aufgeworfen : Von welcher Natur ſind die in

der Kammer gepflogenen Eroͤrterungen

über den Ginn der Verfaſſung , und wie

muͤſſen ſie daher behandelt werden ? — und

ihre Meinung daruͤber lichtvoll und gruͤndlich entwickelt .

Billig hielt jedoch die Kammer dafuͤr , daß eine ſo

vielſeitig wichtige Frage eine reifliche Erwaͤgung an⸗

ſpreche ; und es ward demnach beſchloſſen , dieſelbe ge —
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trennt pon dem úbrigen — fofort durch Gutheißung
erledigten — Jnhalt deg Berichts , erft in viner fol
genden Sitzung der Discuſſion zu unterwerfen .

Protofolle der Erfien Rammer .

Muf der Tagesordnung derſelben Sitzung — es

war die juͤngſte — ſtund zugleich auch die erneuerte

Discuſſton uͤber die Auslegung des §. 31 . der Verfaſ⸗
ſungsurkunde , deren Anregung durch meinen verehrten
Freund , den Abgeordneten der Univerſttaͤt Heidelberg ,
zu der ganzen Folge dieſer Verhandlungen den erſten
Anſtoß gegeben .

Obſchon naͤmlich die Commiſſton , ſchon in ihrer
erſten Berichtserſtattung den zur Sprache gebrachten
Zweifel uͤber den Sinn jenes Paragraphen alg unbes

gründet dargeſtellt , oder durch eine auf Analogie ge -
fügte Auslegung heben zu koͤnnen geglaubt hatte ,
ſn trug die hohe Kammer gleichwohl Bedenken , ſolche
Auslegung durch foͤrmliche Schlußfaſſung ſich anzu⸗
eignen , ſondern ſie ſprach vielmehr ihren Wunſch da —

hin aus , daß die hohe Regierung durch dieſe Ver⸗

handlung ſich zur Vorlage eines authentiſchen Erklaͤ⸗

rungsentwurfs moͤchte veranlaßt finden . Die hohe

Regierungscommiſſton , welche ſich Anfangs zum Vor⸗

trage dieſes Wunſches an die Regierung bereit erklaͤrt

hatte , nahm in der Folge ſolche Erklaͤrung zuruͤck, und

aͤußerte ſich dahin , daß , da die Regierung ſelbſt keinen

zweifelhaften Sinn in dem fraglichen Paragraphen
anerkenne , ſondern vielmehr die von unſerer Commiſ⸗
ſion daruͤber aufgeſtellten Anſichten theile , eine weitere

authentiſche Erklaͤrung nicht mehr nothwendig fheine
Die Kammer hålt diefe Eröffnung für wichtig genug ,
um daruͤber zuerſt eine eigene Vorberathung , und

ſohin eine weitere foͤrmliche Discuſſton anzuordnen .
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Bey Gelegenheit dieſer letzten mit der fruͤher ers

waͤhnten , jedoch in enger wechſelſeitiger Verbindung

ſtehenden , Discuſſion nun mwar eg , daf ich den An⸗

trag darauf ſtellte , Eine hohe Kammer moͤchte nun⸗

mehr durch eine foͤrmliche , an Se . Koͤnigl . Hoheit zu

erlaſſende , und auch der zweyten Kammer zur Bey⸗

trittserklaͤrung mitzutheilende Bitte die Vorlage eines

Geſetzentwurfs zur authentiſchen Auslegung des oft

erwaͤhnten Verfaſſungsartikels zu bewirken ſuchen , da⸗

bey aber auch den weitern — von mir ſelbſt aus An⸗

laß des juͤngſten Commiſſtonsberichts angeregten , und

wie mir ſchien , noch viel wichtigern , und der Hebung

noch dringender beduͤrfenden — auch mit dem fruͤher

erhobenen in naher Verbindung ſtehenden Zweifel uͤber
die allgemeine Zeitbeſtimmung aller periodi —

ſchen Wahlen fuͤr beide Kammern , . he uͤber die Dauer

der Bevollmaͤchtigung , oder deg repråfentativen Chas

rakters bey den Gewaͤhlten aller Claſſen ( demnach uͤber

den Sinn der 65. 29 . 31 . u . 38 . etwa auch der 88 . 46 .

u . 79 . ) mit in die Bitte um authentiſche Erklaͤrung auf⸗

zunehmen . Der Faden der Betrachtung , die ich zur

Motivirung dieſes gedoppelten Antrags aufſtellte , fuͤhrte

mich endlich dahin , Einer hohen Kammer vorzuſchla⸗

gen , ſie moͤchte bey dieſem natuͤrlich ſich darbietenden

Anlaß uͤberhaupt alle diejenigen Artikel der Conſtitu —

tion , deren Unbeſtimmtheit nach Maaßgabe der bereits

gemachten Erfahrungen eine Erlaͤuterung wuͤnſchens⸗

werth mache , der hohen Regierung als mitbegriffen in

derſelben Bitte um einen authentiſchen Auslegungs⸗

oder Ergaͤnzungsentwurf , vorlegen . Unter diefe Arti -

kel ruͤhmte ich vorlaͤufig den nach ſeinem Gegenftand

ohnehin der eben beſprochenen 66. 29 . 31 . u. 38 . ver⸗

wandten §. 27 . Nr . . , als welcher uͤber die Dauer
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der Bevollmaͤchtigung der vom Großherzog er⸗

nannten Mitglieder der Erſten Kammer die gleichwohl
hoͤchſt nothwendige Beſtimmung nicht gibt . Es muͤſſen

auch darunter gerechnet werden die § § . 6o . u. 73 . OM
Begriff von „ Finanzgeſetzen “ und die Mitwirkung der

Erſten Kammer zu denſelben betreffend ) um deren Er —

laͤuterung —
zum Theil Modifieirung — jedoch ſchon

in einer geſonderten Vorſtellung gebeten werden . Aus
verſchiedenen , in der zweyten Kammer vorgefallenen ,
Discuſſtonen ſcheint ferner die Raͤthlichkeit einer Erlaͤu⸗

terung der SS. 37 . u. 4t , Und aug ciner in dieſer
erſten gemachten Anregung jene der naͤhern Beſtim⸗
mung deg erten Gages im §. 45 . hervorzugehen .

Zum Behuf der Ausmittelung ſolcher , der Erlaͤu⸗

terung oder Ergaͤnzung beduͤrfender Verfaſſungsartikel ,
und zur Ausarbeitung eines hiernach der hohen Kam⸗

mer zu erſtattenden umfaſſenden Gutachtens uͤber den

Inhalt und die Tendenz der zu jenem Zwecke an
Se . Koͤnigl . Hoheit zu erlaſſende Bitte war es , daß
ich die Ernennung einer Commiffion in Bor :

flag brachte , worauf ungeachtet einer vieffimmigen
Biligung deg Antrags im Ganzen mir gleichwohl die

Weifung zuging , die Gathe im Wege einer foͤrmlichen
Motion zur Verhandlung zu bringen .

Indem ich hiemit ſolcher Weiſung gehorche , wird
es wohl hinreichend ſeyn , mich zur Rechtfertigung mei —
nes Antrags auf dasjenige zu berufen , was ich bereits
in der vorigen Sitzung daruͤber umſtaͤndlich geſprochen .
Nur wuͤrde es jetzt zweckwidrig , weil den Verhand⸗
lungsweg verlaͤngernd , ſeyn , die Ernennung einer

Commiſſion als den Gegenſtand der Motion zu

bezeichnen , da ohnehin eine Commiſſion ernannt werden

muß , ſobald eine , auf einen Geſetzvorſchlag gehende
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Motion in Erwaͤgung gezogen wird . Ich ſtelle daher

meinen Antrag nunmehr beſtimmt auf Beſchließung
einer an Se . Koͤnigl . Hoheit zu erlaſſenden Bitte um

einen Geſetzentwurf zur authentiſchen Erlaͤuterung oder

Ergaͤnzung der durch die bisherigen Verhandlungen

beider Kammern , und insbeſondere durch dieſen gegen -

waͤrtigen Vortrag als ſolcher Erlaͤuterung oder Ergaͤn —

zung beduͤrftig dargeſtellten , und auch der etwa nach
den weitern Vorſchlägen der zur Pruͤfung dieſes An —

trags niederzuſetzenden Commiſſion von der hohen Kam —

mer noch ferner in die Bitte aufzunehmenden Verfaſ —
ſungsartikel .

Die Motion wurde von dem Frhrn. v. Tuͤrkheim,
bon Sr . Durchlaucht dem Herrn Fuͤrſten v. Loͤwen⸗

kein und dem geh . Hofrath Zachariå unterftúgt .
Œg wurde i

HefHhloffen :
diefefbe in einer Borberathung in Betrachtung
3u ziehen . :

In Gemaͤßheit der Tagesordnung erſtattete ferner
der Staatsrath Frhr . v. Zyllnhardt den Commiſ —

ſionsbericht uͤber den Geſetzentwurf wegen Verantwort⸗

lichkeit der oberſten Staatsdiener ,

Beylage Ziffer 54 .

und uͤber den Geſetzentwurf wegen des Verfahrens in

Faͤllen der Anklage gegen dieſelben .

Beylage Ziffer 55 .

Ueber denfelben Gegenſtand erſtattete der Hofrath
D. Rotteck , als Mitglied der Commiſſion , folgenden

Beybericht .
Beylage Ziffer 56.

Ein anderes Commiſſionsmitglied , der Frhr . V.

Weſſenberg , behielt ſich vor , dasjenige , worin er
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von dem Commiſſtonsbericht abweiche , bey der Dis⸗

cuſſton weiter auseinander zu ſetzen .

Nach einigen Bemerkungen uͤber die Nothwendig⸗
keit , die Sitzung fuͤr die Berathung uͤber die vorlie —

genden Gefetzentwuͤrfe ſo anzuſetzen , daß der Herr Re⸗

gierungscommiſſaͤr , geh . Referendaͤr v. Liebenſtein ,

nicht durch die , in der zweyken Kammer demnaͤchſt be⸗

vorſtehende , Discuſſion uͤber die Gemeindeordnung

verhindert werde , der Berathung uͤber jene Geſetzent⸗
wuͤrfe beyzuwohnen , wurde

———

die ſo eben verleſenen Commiſſtonsberichte ſchleu⸗

nigſt drucken , und unter die Mitglieder vertheil⸗
len zu lafen , hierauf aber wegen der , Beras

thungszcit , den Umftånden nah , dag Weitere

au befimmen .
À ;

Endlich eröffnete der Bicepråfident die

Discuſſion uͤber den Erlaß der zweyken Kammer den

Bau des Staͤndehauſes und den deshalb erſtat —
teten Commiſſionsbericht betreffend .

Die Kammer genehmigte
den Antrag des Commiſſionsberichts , den wegen

dieſes Gegenſtandes von der zweyten Kammer

gefaßten Beſchluͤſſen beyzutreten ,

jedoch mit der von dem Frhrn . v. Tuͤrkheim vorge —

ſchlagenen Ausnahme ,

daß der dem Baumeiſter Fiſcher zugeſicherte Ein ?

tritt in den Kauf des Bauplatzes nur unter der

Bedingung genehm zu halten ſey , daß Fiſcher
der bereits uͤbernommenen Verbindlichkeit , den

Giebel ſeines Hauſes zu verbauen , und zwar
( auf eine Bemerkung des geh. Hofraths Zachariaͤ)
binnen hier und

Weihnachten 1823 nachkomme .
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iĝ - Uebrigens bezeugte die Kammer der Baucommiſſton
| ihren Danf får die úbernommene , und befteng beforgte

ig Muͤhewaltung , welchen Dank der Vicepraͤſident

iez im Namen der Vaucommıffion der Kammer fúr die i

kes gerechte Anerkennung ihres Beſtrebens , auch im Kampfe

n ;
mit den gröften Hindernifen , den Zweed und dag ihr i

be⸗ vorgeſteckte Ziel , ſo viel es in ihren Kraͤften lag , zu

ng erreichen , erwiedern zu måfen , fich verpflichtet pielt .

nt⸗ Frhr . v. Zyllnhardt . RON

Zachariaͤ . ani
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—
Commiſſionsbericht

y ber den neuen Geſetzentwurf , die Verant⸗

at⸗ wortlichkeit der oberſten Staatsdiener

betreffend .
*

Erſtattet von dem Staatsrathe

d Sreyherrn v. Zyllnpardt 9
⸗ i n

e⸗ D a H
er §. 8. des Geſetzes uͤber die Verantwortlichkeit

o der oberſten Staatsdiener , oder eigentlicher uͤber die

* Anklage gegen dieſelben , welches im Jahre 1820 auf

s
dem erfien Landtage zu Stande fam , behält die Begim -

— mungen uͤber das gerichtliche Verfahren in den Faͤllen

ar
die ſer Anklage beſondern geſetzlichen Vorſchriften vor .

— Durch dieſen Vorbehalt fand fich die Regierung veran —

laßt , nicht allein das zugeſagte Procedurgeſetz vorzule —
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gen , ſondern auch in einem eigenen Entwurfe Abaͤnde⸗

rungen des Geſetzes von 1820 vorzuſchlagen . Da jedes

Geſetz im verfaſſungsmaͤßigen Wege abgeaͤndert werden

kann , ſo laͤßt ſich , ſo wuͤnſchenswerth es auch iſt , daß

dieß nicht ohne Noth , nicht ohne neue Gruͤnde , und ſo

ſelten und ſo ſpaͤt als moͤglich geſchehe , dagegen im

Allgemeinen nichts einwenden .

Was in und außer Teutſchland , was auch ſchon

in unſerer Staͤndeverſammlung uͤber den Gegenſtand -

welcher uns jetzt wieder beſchaͤftigt , geſchrieben und

geſprochen wurde , uͤberhebt mich , da es als bekannt

vorausgeſetzt werden darf , der allgemeinen Be —

trachtungen ſowohl uͤber dieſen Gegenſtand uͤberhaupt ,

als uͤber die einzelnen Fragen , worauf es dabey an —

kommt . Dieſe Betrachtungen haben in den fruͤhern

Vortraͤgen und Discuſſtonen der beiden Kammern ihre

Stelle gefunden ; jetzt handelt es ſich von der Abaͤnde —

rung eines beſtehenden Geſetzes . Die Commiſſion , in

deren Namen ich zu ſprechen die Ehre habe , glaubt

ihren Standpunkt nicht zu verfehlen , wenn ſie ſich ſo —

gleich und zuerſt mit den von der Regierung vorgeſchla⸗

genen Abaͤnderungen beſchaͤftigt , und auf den Fall ,
wenn dieſe wenigſtens zum Theile angenommen werden ,

weiter eroͤrtert , ob und welche Gruͤnde zu noch andern

Abweichungen von dem bisherigen Geſetze vielleicht in

den fruͤhern Discuſſtonen , oder in ihren eigenen An⸗

ſichten liegen . Nur unter dieſer Vorausſetzung hält

ſie ſich zu eigenen Verbeſſerungsvorſchlaͤgen fuͤr befugt ,

nicht aber im entgegengeſetzten Falle , wenn der neue Geſetz⸗

entwurf durchaus verworfen werden ſollte , weil alsdann

jeder , von den Kammern ausgehende , Antrag zu Ab⸗

aͤnderung des beſtehenden Geſetzes im Wege einer

Motion zur Sprache gebracht werden muͤßte .
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Ich komme daher zur Pruͤfung des jetzt vorgeleg —

ten neuen Entwurfes des Hauptgeſetzes nach ſeinen

einzelnen FFen . Der Eingang blieb unveraͤndert , mit

Ausnahme des Schlußſatzes , welcher ohne Zweifel bey

der wirklichen Publikation wieder eingeruͤcktwerden wird .

Dagegen erſcheint , uͤbrigens ohne Veraͤnderung des In⸗

— V r . mwas frher $. 3. war Der Grind

dicfer neuen Stellung ii ohne Bweifel der , dag man

es fuͤr zweckmaͤßig hielt , zuerſt den Fall zu bezeichnen ,

auf welchen dies Geſetz kei ne Anwendung findet , und

alsdann alle Beſtimmungen fuͤr die Faͤlle , wo es zur

Anwendung kommt , ununterbrochen folgen zu laſſen .
Die Commiſſton laͤßt ſich dies gerne gefallen , haͤlt jea

doch dieſe Aenderung nicht fuͤr wichtig genug , um

darum , wenn nicht andere weſentlichere als zweck⸗
maͤßig erſcheinen ſollten , fuͤr eine neue Redaction a
beſtehenden Geſetzes zu timmen. i

§. 2. fpricht , gleichlautend , mit . § . . . deg ie
Geſetzes , den Gegenſtand der foͤrmlichen Anklage im

Allgemeinen aus . Nur iſt ausdruͤcklich hinzugefuͤgt,
daß die Anklage nicht allein wegen einer von einem ,
ſondern auch wegen einer von mehreren oberſten
Staatsbeamten begangenen verfaſſungswidrigen That
Statt findet . Diefer Zufag feint zwar fich von ſelbſt
zu verſtehen , iſt jedoch unbedenklich , da hierdurch der

Şrage nicht pråjudicirt wird , o6 in dem legten Fall
die Anflage nothwendig gegen Die mehreren Thåter ,
Berichtet werden muf .

Die § en 3. u . 5, enthalten dagegen . eing mwefents
lihe Aenderung Deg- bisherigen ged q- in der naͤhern

Beſtimmung, wer der foͤrmlichen Anklage unterworfen
iff . Doh fol nadh § . 6 . die Beſtimmuns fortbeſtehen ,

Protokolle der J. Kammer . Aid
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dag ake auf die Berfafung und , verfafunggmáfige
Rechte fich: beziehende Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe
durch einen oder mehrere der nach F. 3. verantwort⸗

lichen Staatsdiener unterzeichgfet werden . Fruͤhſer
war , nach dem vorausgeſchickten Grundſatze , dag fie

gegen alle keiner vorgeſetzten Behoͤrde untergeordneten
Staatsbeamte Gtatt babe , gefagi , daß fe ingbefonderé
gegen diejenigen oberſten Beamten angeſtellt werden

koͤnne welche einen verfaſſungswidrigen Beſchluß
unterſchrieben haben . Jetzt wird dieſe letzte Beſt im⸗

mung uͤbergangen , und die Anklage nur geſtattet ,

a) gegen eingefne obere Gtaatgbeamte . wenn diefe

ſelb ſt ſt aͤn dieg etwas Verfaſſungswidriges verfügt

habena |
b ) gegen die ſaͤmmtlichen Mitgliederder oberſten

Gtnatsbehórde, went die Ne erfaſſungsverletzung von

die ſe roherruͤhrt ; dabey Died jedem dieſer Mitglieder

vorbehalten , fih von der Anklage durch den Beweis

der Abweſenheit oder Nichttheilnahme an der angeſoch⸗

ichen Verfuͤgung zu befrehen

Allerdings iſt hierdurch die Anklage gegen den

unter ſchreibenden nicht ausgeſchloſſen , indeſſen ſcheint

es doch die Abſicht zu ſeyn , daß , wenn die Verfaſ —

firigsverleging von Der oberſten Staatsbehoörde aus

ging , die Klage niemals gegen den Unterſchreibenden
aflein angeſtellt werden koͤnne , ſondern immer gegen
die ſaͤmmtlichen Milgli eder dieſer Behoͤrde angeſtellt
werden muͤ ſſe , und daß in jedem Falle aud der Un⸗

terfehreibende fich durch die §. 3. erwaͤhnten Einreden

ſchuͤtzen koͤnne .

E$ mare ein ſchon durch den Wortlaut deg bis⸗

herigen 5. 4 . und des erſten Commiſſions berichts ,

Werhandtungen der erſten Rammer 182001 . Abth . 38 Hft .
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S . 501 . ) widerlegtes Miß verſtaͤndniß wenn man ans

nehmen molte , die Anklage ſolle nach jenem gen

ausſchließend auf den cder Vie Unter ſchreibenden

befchraͤnkt werden ; allein immer bleibt die Frage uͤbrig,
ob denn wirklich die bloße Unterſchrift zur An —

klage berechtigen kann ?

Es laͤßt ſich kaum laͤugnen , váj nach den ben
ing befehenden Einrichtungen die Gerechtigkeit fuͤr die

verneinende Beantwortung dieſer Frage zu ſprechen

ſcheint , indem nicht nur jedes einzelne Miniſterium ,
ſondern auch unſere oberſte Staatsbehoͤrde eine colles

gialiſche Verfaſſung hat , auch die letzte eigentlich nur

ein berathendes Collegium iſt , und daher die tit :

terſchrift nur als eine Beurkundung des gefazten

Beſchluſſes , nicht als eigener Aus ſpruch des Un⸗

terſchreibenden angeſehen werden kann . Eine entgegen⸗

geſetzteBeſtimmung aber wuͤrde eben darum wahrſchein —

lich zu einer veraͤnderten OOrganifirung der hoͤchſten

Behoͤrden fuͤhren .

Die Verhandlungen vom Jahr 1820 beweiſen, daß
dieſe Betrachtungen ſowohl von den Commiſſionen und

ihren Berichterſtattern , als von den beiden Kammern

und dem damaligen Hrn . Regierungscommiſſaͤr r- F

dig gewürdigt wurden , und wenn dennoch die Beſtim⸗

mung , ſo wie ſie in dem bisherigen Geſetze ſteht , da

mals in daſſelbe aufgenommen wurde , ſo muß ohne

Zweifel vorausgeſetzt werden daß auch die Regierung

dieſelbe zuvor hinlanglich pruͤfte Gegen jene Einwen⸗

Dung wurde damals bemerkt : Die Moͤglichkeit der Reas

liſtrung des verfaſſungsmaͤßigen Anklagerechts haͤnge

davon ab , daß man wiſſe , gegen wen dafelbe in eine
zelnen Faͤllen geltend gemacht werden koͤ n ne , und

nizgendwo Habe man big jeer ein andere , auch
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306 Protokolle der Erſten Kammer .

nur einigermaßen befriedigendes Mittel gefunden , dieß

leicht zu erkennen , als die Unterſchrift ; die von den

Geſchaͤftsfſormen und von ſo vielen andern zufaͤlligen

Umſtaͤnden abhängende Einſicht der Akten und Protos

kolle ſey durchaus kein genuͤgendes Surrogat dafuͤr ;

eine Anklage gegen ein ganzes Collegium als fol⸗

ches , ſey nach bekannten Rechtsgrundſaͤtzen unſtatt⸗

haft ; die Beſtimmung , daß dieſelbe in jedem Falle

gegen alfe einzelne Mitglieder der oberſten Behoͤrde

gerichtet werden måfe , wúrde dag Anklagerecht in der

That beynahe zernichten , um ſo mehr , da man , obne
die groͤßte Ungerechtigkeit , keine Einreden , welche ſich

auf das Daſeyn , Die Art und die Stufen der Theil —

nahme beziehen , abſcheiden koͤnne ; die Ruͤckſicht auf

die moͤgliche Verwirklichung und auf die Erhaltung
der verfaſſungsmaͤß igen Rechte muͤſſe jeder andern , und

insbeſondere jener auf den jetzt beſtehenden wandelba —

ren Geſchaͤftsorganismus und auf die denkbaren Folgen

fuͤr denſelben vorgehen ; endlich falle die Beſchwerde
des Unterſchreibenden uͤber eine ungerechte Beſtimmung

hinweg , vielmehr werde es ſelbſt ein Schutz des Mini⸗

ſters , wenn die Folgen des Unterſchreibens verfaſ⸗

ſungsmaͤßig vorausgeſetzt ſeyen . Es laͤßt ſich wohl
noch hinzuſetzen : eine auf das Gerathewohl hin ange —

ſtellte Anklage gegen alle Mitglieder , in Faͤllen , wo

doch vielleicht nur Einzelne ſchuldig ſind , wuͤrde

gegen die Unſchuldigen immer eine große Ungerechtig⸗
keit ſeyn , da , wenn auch eine Freyſprechung erfolge ,

doch ſchon das Angeklagtwerden den oberſten
Staatsbeamten aͤußerſt nachtheilig ſeyn wuͤrde ; noch

wichtiger ſcheint die Ruͤckſicht auf die Gefahr , welche
der Wuͤrde und dem Anſehen der Behoͤrde ſelbſt , dem

Vertrauen und der oͤffentlichen Achtung , welche die
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unerlaͤßliche Bedingung ihrer Wirkſamkeit , und ſelbſt

des Staatswohls ſind , drohen , wenn alle ihre Mitglie —

der , mithin im Grunde die Behoͤrde ſelbſt , wegen der

Schuld Einzelner in Anklageſtand verſetzt werden muͤſſen .

Ja , es traͤte dann , aber auch nur dann ein , was

bey den Discuſſionen vom Jahre 1820 in dieſer Kam—
mer bemerkt wurde , daß wenn der Anklagbare nicht

bekannt iſt , die Anklage indirect gegen die ( durch ihre

hoͤchſte Behoͤrde vertretene ) Regierung gehe . — Dief

ſcheint ſo einleuchtend , daß man ſich nicht wundern duͤrf—

te , wenn , um dieſe Kebel zu vermeiden , niem als vom

rconſtitutionellen Anklagerecht Gebrauch gemacht wuͤrde,

und es waͤre in der That die Frage , ob dies unter je —

nen Vorausſetzungen nicht vorzuziehen waͤre

Zw eben dieſem Ziele — daß die Faͤlle der Anklage

niemals , oder doch ſelten Statt finden werden — gleich
erwuͤnſcht fuͤr diejenigen , welche der Anklage unterwor —⸗

fen , und fuͤr diejenigen , welche dazu berechtigt find , wird

ohne Zweifel die verfaſſungsmaͤßige Beſtimmung uͤber die

Bedeutung der Unterſchrift fuͤhren , ohne daß dadurch

die moͤgliche Realiſtrung eines durch die Conſtitution

garantirten Rechtes gefaͤhrdet , oder doch erſchwert wuͤr⸗

de . Die Einwendung , welche von der Eigenſchaft un⸗

ſerer hoͤchſten Behoͤrde als einer nur berathenden , her⸗
genommen iſt , ſtoͤßt gegen das erſte monarchiſche Prin —

cip , die Unverletzlichkeit und Unverantwortlichkeit des

Fuͤrſten an , und wuͤrde die conſtitutionelle Verantwort⸗

lichkeit der oberſten Staatsbeamten geradezu aufheben .

Die Regierung ſowohl als beide Kammern fanden

im Jahr ig20 die Gruͤnde fuͤr die Beſtimmung , wie ſie

damals in das Geſetz aufgenommen wurde , uͤberwiegend ;

entgegenſtehende fuͤr die jetzt vorgeſchlagene Veraͤnde —

rung , ſind in dem Vortrage des Herrn Regierungscom⸗

———
E
RIA
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miſſaͤrs nicht enthalten , und auch die Commiſſton vermag

deren keine neue , welche die Aenderung eines ſo we —

ſentlichen Theils des beſtehenden Geſetzes motiviren koͤnn⸗

ten , zu entdecken . Nur das muß noch bemerkt werden ,

daß das Stehenbleiben des jetzigen 96 mit der Anſicht
des neuen Geſetzentwurfes kaum vereinbar zu ſeyn ſcheint ,

denn wenn die Unterſchrift nicht zur Anklage berechti⸗ —

gen , ſondern nur als Beurkundung der richtigen Ausfer⸗

tigung und als Buͤrgſchaft dafuͤr gelten ſoll , ſo laͤßt

ſich ſchwer einſehen , wie dieſe Beſtimmung in einem Ge⸗

ſetze ihre Stelle finde , welches ſich — ſeiner Ueberſchrift
ungeachtei — aus ſchließend mit dem verfaſſungsmaͤßigen

Anklagerecht der Staͤnde , nicht mit der Kanzleyordnung
und nicht mit der Verantwortlichkeit der Staatsdiener

uͤberhaupt , auch nicht mit jener der oberſten Beamten ,

beſchaͤftigt . 2

Gegen den §. g fheint fich , mit der Befrånfung

jedoch , Daf nach dem ; - mag porgeiragen wurde , diefer
Vorbehalt dem Unterſchreibenden nicht zu Statten kom —

men koͤnnte , mit Gerechtigkeit nichts einwenden zu laſ —

ſen , doch verſtehen ſich dieſe Schutzmittel , wenn ſie —

wie es auch fruͤher nicht geſchah — nicht ausdruͤcklich

entzogen ſind , wohl von ſelbſt . P
i

Nach dieſen Vorausſetzungen kann die Commiſſton
nur darauf antragen , entweder den g. 4 deg bisherigen
Geſetzes unperaͤndert beizubehalten , oder , wenn einmal

Abaͤnderungen zweckmaͤßig gefunden werden , die hieher

gehoͤrigen Hen des neuen Entwurfes ſo zu modifieiren ,

daf im §. 3unterb ) dad Wort „ ſammtlich “ ausgelaſſen ,
und am Schluß des den 6 beygefetzt werde: „ der Unter —

ſchreibende iſt fuͤr dieſe Beſchluͤſſe und Verfuͤgungen zwar

nicht ausſchlleßlich , jedoch in jedem Balle verant⸗

Ueh, und kann die im borhergehenden den erwaͤhnte Ein⸗
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reden nicht fuͤr ſich anfüͤhren . ““ Sie wiederholt uͤbrigens ,

was ſchon in dem Vortrage vom Jahr 1820 geſagt war,
Daf eine Verordnung , wer unterſchreiben ſolle , nichk

dierher gehoͤre , ſo wie fie auch nicht dazu berufen iſt , ih —

re Anſichten uͤber die collegialiſchen und bureaukratiſchen

Formen hier auszuſprechen .

§. 4 Yes neuen Entwurfes unterſcheidet ſich von dem

bisherigen gen 2 dadurch . dag dié augerorden tti

ch en Mitglieder des Staatsminiſteriums nicht mehr un —

ter den Mitgliedern der oberſten Staatsbehoͤrde genannt
find . Dieß mag in der gegenwaͤrtigen zuſammenſetzung

des Staatsminiſteriums feinen Grund haben ; da es ſich

indeſſen von ſelbſt verſteht , daß wenn ' es keine außeror —

dentlichen Mitglieder des Staatsminiſteriums giebt , die -

fe auh nicht afg Mitglieder Der oberſten Behoͤrde ange —

ſehen werden koͤnnen , im entgegengefetzten Falle aber ei⸗

ne Anklage gegen ſie immer denkbar iſt , ſo haͤlt die Com⸗
miſſion dieſe Aenderung nicht fuͤr noͤthig ; doch hat fre
nichts dagegen zu erinnern , daß wenn überhaupt das

beſtehende Geſetz modifteirt wird , und nicht etwa der

ganze . 4als unndthig hinwegbleibt , ausdruͤcklichweder

der ordentlichen noch der außerordentlichen , ſondern ohne

dieſe Unterſcheidung nur der Mitglieder des Staatsmi —

niſteriums erwaͤhnt werde !

Der g. gdes neuen Entwutfs ( enn der § 7 if der

unveraͤndert geblichene bisherige S. 5 ) enthålt tamar ei -

gentlich keine ausdruͤckliche Abaͤnderung des Inhalts des

biSherigen Sen 6, jedoch am Schluſſe als Zuſatz ein

Verweiſung auf die in dem zugleich vorgelegten Proce⸗

durgeſetze enthaltenen Vorſchriften uͤber das Verfahren
der Kammern vor der gerichtlichen Anklage . Diep ift eie

ne wirkliche Veraͤnderung , indem nach dem Geſehe von

1820 der Antrag auf eine Anklage , wie jede andere Mo —
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tigt und nei den får diefe geltenden Vorſchriften der

ainena und Geſchaͤftsordnung behandelt werden

foll , nur mit ’ der Beſchraͤnkung , daß dabey niemals ein

abgekuͤrztes Verfahren Statt findet .

Zwar ſcheint die Conſtitcutionsurkunde 867 , unter

der Procedur , woruͤber ſte auf ein beſonderes Geſetz ver⸗

weiſt , nur die gerichtliſche zu verſtehen , und alſo be

ſondere Vorſchriften uͤber das Verfahren in den Kam —

mern nicht fuͤr noͤthig zu erklaͤren ; indeſſen ſind dieſe

Vorſchriften hierdurch doch wohl nicht geradezu ausge —
ſchloſſen , ſo wenig als die Geſchaͤftsordnung dadurch aug -

geſchloſſen war , daß ihrer in der Verfaſſungsurkunde
nicht erwaͤhnt wurde . Die eigenthuͤmliche Natur des

Gegenſtandes fordert mit gleich gebietender Nothwendig —
keit die Ruͤckſicht , daß die Realiſtrung eines wichtigen

verfaſſungsmaͤßigen Rechts nicht zu ſehr erſchwert , und

die , daß dies Recht nicht von der Leidenſchaft und dem
Leichtſinne mißbraucht , und daß daher ſchon vor der ge⸗
richtlichen Verhandlung mit der hoͤchſten Unbefangenheit
und Gruͤndlichkeit verfahren werde . Die Commiſſion

konnte daher nicht verkennen , daß wenigſtens einige naͤ⸗

here Beſtimmungen hier zweckmaͤßig ſind . Kaum bedarf

es der Bemerkung , daß — dies vorausgeſetzt — eine Ers

gaͤnzung der Geſchaͤftsordnung in dieſem Punkte unbe —

denklich geſchehen kann ; wie denn ſchon das Geſetz von

1820 durch die Erklaͤrung , daß das abgekuͤrzte Verfah —
ren in dieſen Faͤllen nicht Statt finde , eine Modification
derfelben enthielt .

Eine andere Frage if eg , ob diefe Beftimmungen am

beften in dem Hauptgefege úber die Anflage , oder indem

nun : ugleich vorgelegten befondern Gefege uͤber das

Berfahren ihren Plag finden . Für das Erſte ſcheint die

natuͤrliche Verbindung der Gegenſtaͤnde , der Wortlaut
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des .67 der Conſtitution, melher alle naͤhere Beſtim⸗

mungen uͤber die Anklage der oberſten Staatsbeamten in
ein nachfolgendes Geſetz verweiſet , und ſchon der Um—

ſtand zu ſprechen , daß in den vorgelegten Entwuͤrfen die

Vorſchriften uͤber das Verfahren in den Kammern theilg

( naͤmlich die bisherigen ) im Hauptgeſetze , theils

Cnåmlich die : neuvorgefhlagenen ) in dem beſon⸗

dern ſtehen . Die Anſicht der Commiſſion ſtimmt da⸗—⸗
her zwar nicht mit der am Schluſſe des Hhen 8 geſchehe —

nen Verweiſung auf das Letzte , wohl aber mit der Yna

erkennung der Zweckmaͤßigkeit naͤherer Beſtimmungen

uͤberein . Da indeſſen einmal dieſe Beſtimmungen in dem

Entwurfe des Procedurgeſetzes ſtehen , ſo muß ſie die

Pruͤfung des Einzelnen derſelben auf ihren Vortrag uͤber

waes
legten Entwurf þhinaugfegen .

- 9 behátt vonden Sen 7und gdes beſtehenden Ge⸗

ſetzes nur die Beſtimmung bey, daß der Anklageproceß
eintreten ſoll .

Dem Oberhofgerichte , — in den Faͤllen der

Anklage fuͤr competent erklaͤrt war , wird nun ein beſon —

derer Staatsgerichtshof ſubſtituirt .Der eigentliche Vor —

ſchlag hieruͤber und andere damit in Verbindung ſtehen⸗

de Beſtimmungen finden ſich ebenfalls in dem Geſetzent⸗

wurfe uͤber das Verfahren . Da man wohl nicht behaup⸗

ten kann , daß die Verfuͤgung des Geſetzes von 1820 die

abſolut beſte ſey , und darum jede andere ausſchließe ,

ſo laͤßt ſich hier nicht daruͤber abſprechen , ſondern die

Unterſuchung uͤber dieſen Punect kann wohl wieder nur :

in dem Vortrage uͤber dieſen beſendeen Entwurf ihre

Steffe erhalten :

Am Ende diefeg Gen - wird jedel , mithin — das

bisher zugelaſſene Rechtsmittel der Reſtitution für un —

ſtatthaft erklaͤrt .
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So vieles ſtch mit Grund auch dafuͤr anfuͤhren laͤßtk,

und angefuͤhrt worden iſt , daß ein ſo außerordentlicher
Proceß , wie die Anklage eines Miniſters , ohne durch

Rechtsmittel und Rekurſe verzoͤgert werden zu koͤnnen ,

ſchnell und definitiv ein für allemal entſchieden wer —

den muͤſſe, ſo vermochte doch die Commiſſton es nicht
mit der Gerechtigkeit zu vereinigen , daß dies auch auf

den zwar nicht wahrſcheinlichen , aber doch immer moͤgli⸗
den Fall ausgedehnt werde , wenn ein Angeklagter neue er⸗

hebliche Beweismittel zu ſeiner Vertheidigung auffin⸗
det , welche er ohne ſein Verſchulden früher nicht be—⸗

ſaß , deren fruͤhere Benutzung ihm alſo unmoͤglich mwar .

Ueberzeugt , daß den Forderungen der Gerechtigkeit je —

de andere Ruͤckſicht weichen muͤſſe, kann ſie nicht fuͤr

diefe Veraͤnderung ſtimmen .

812 . ( denn Şen 10 ndr . nd dDie unyerånderten

bisherigen FFen g und ro . ) ift eiw gangy newer Bufa ,

wodurch den Beſchuldigten ein geſetzlicher Anſpruch auf

Genugthuung gegen die Staͤndemitglieder vorbehalten

wird , welche die Motion auf Erhebung einer Anklage

angebracht haben ,

1) wenn die Kammer , in welcher die Motion ge —

macht wurde , dieſelbe verwirft , und die Motion auf

falſch befundene Thaͤtſachen gebaut , oder mit ehrenruͤh —

rigen Ausdruͤcken begleitet ,
2 ) wenn dine Motion auf Mnflage zmar pon beiden

Kammern angenommen wurde , eS fich aber bep der ge -

richtlichen Verhandlung ergeben hat , daß ſie auf erdich⸗

tete oder falſche Thatſachen gebaut war .

Im erſten Falle ſoll die Kammer ſelbſt , und im zweyken

der Gerichtshof uͤberdie Genugthuung erkennen , welche

nach Umſtaͤnden in Mißbilligung , Verweis oder Aus⸗

ſchließung q" der Kammer beftehen fann .

>

~AS

O

€

ey

mh

OO

ga



Siebenzehnte Sitzung vom 25 . Mah . 313

Dieſe Beſtimmungen ſcheinen ſchwer zu vereinigen
mit dem verfaſſungsmaͤßigen Rechte der Staͤndemitglie —
der , ihre eigene Ueberzeugung auszuſprechen , ohne da⸗

fuͤr verantwortlich zu ſeyn ; auch waͤre im erſten Falle

die Kammer , welche doch keine richterliche Attributionen

hat , Rich ter uͤber den Anſpruch des Angeſchuldigten
auf Genugthuung , und ſogar uͤber peinliche Verbrechen ,

Falſum und Verlaͤumdung ; im zweyten waͤre der be —

ſondere Gerichtshof zugleich Richter beider Kam —⸗

mern , welche in dieſem Falle den Antrag zu ihrer Sa —

che gemacht haͤtten . Beides ſcheint nicht Statt finden

zu koͤnnen ; da jedoch die Mauern des Staͤndehauſes
keine Schutzwehr fuͤr Verlaͤumder und Injurianten ,
oder auch nur fuͤr leidenſchaftliche und leichtſinnige Anklaͤ⸗

ger ſeyn duͤrfen , und ein Vergehen darum , weil es dort

begangen wurde , nicht ſtraflos bleiben , noch dem or —

dentlichen Richter und den allgemeinen Gefegen entzos

gen merden Darf — da endlich die Ehre der Kammern

ſelbſt in dieſen Faͤllen die Strafe eines unwuͤrdigen

Mitglieds ſo laut fordert , daß eine Partheylichkeit fuͤr

daſſelbe von ihnen nicht zu beſorgen iſt , ſo glaubt die

Commiſſion , das , was ſie der Gerechtigkeit , der freyen

Aeußerung , der Ueberzeugung und der Wuͤrde der

Kammern ſchuldig it , anzuerfennen , wenn fie atf die

Beſtimmung antraͤgt : „ der Angeſchuldigte fann feinen

Anſpruch auf Genugthuung bey dem ordentlichen Rich⸗
ter verfolgen , wenn die Kammer , worin der Antrag
auf Anklage geſchah , ihm dies Recht zugeſteht ; denn or —

dentlichen Richter bleibt auch die Beſtröfung der etwa

damit verbundenen gemeinen Vergehen vorbehalten . “

Damit ſchließen ſich die in dem neuen Entwurfe

enthaltenen Abaͤnd erungen .

ti
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Die Commiſſion erlaubt ſich nun noch einige an —

dere Bemerkungen hier anzureihen , wozu ſie in den

fruͤhern Verhandlungen , vorzuͤglich in jenen der zwey⸗

ten Kammer , weil dieſe in der erſten noch nicht beruͤck⸗

ſichtigt werden konnten , und in ihren eigenen Anſichten

Veranlaſſung fand . Auch dabey wird ſie ſich fein Bers

weilen bey den laͤngſt bekannten , und ſo oft wiederhol⸗
ten allgemeinen Betrachtungen geſtatten , ſondern ſo —

gleich zum Einzelnen , worauf es hier ankommt , üͤber⸗

gehen .
Die Ueberſchrift des Geſetzes von 1820 bezeichnet

daſſelbe als ein Geſetz uͤber die Verantwortlichkeit der

oberſten Staatsdiener . Nicht von dieſer Verantwort⸗

lichkeit uͤberhaupt , welche ſich viel weiter erſtreckt , und

welche in der Conſtitution und in andern ſchon beſte⸗

henden Geſetzen gegründet iſt , ſondern nur von der

foͤrmlichen Anklage durch die Staͤnde we —

gen Verletzung der Verfaſſung iſt indeſſen

þier Die Rede ; nur auf diefe beziehen fih alle Beftim -

mungen des Gefeges , daher folte fte fon inder Uebers

ſchrift als ſein Gegenſtand bezeichnet werden . Auch

ſcheint es angemeſſen , daß wenn eine neue Redaction

des Geſetzes von 1820 erfolgt , der naͤchſten Veranlaſ⸗

ſung , — naͤmlich des Vorbehalts im Ş. 3. diefes Gefer

tzes , im Eingange des neuen erwaͤhnt werde .

. Dem Şen r . ( nun §. 2) wurde vorgeworfen , daf
er theils die Faͤlle der Anklage nicht genan genug pe

ftimme, - theilg in Berbindung mit §. . 3. Mum r ) dié

Verantwortlichkeit der untergeordneten Staatsbeam —

fen zu ſehr beſchraͤnke Dieſen Vorwuͤrfen ſcheint ſchon
in den Verhandlungen von 1820 zur Genuͤge begegnet
worden zu ſeyn , ohne daß es einer neuen Ausfuͤhrung
beduͤrfte . E
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Noch wurden zwey andere Einwendungen gegen

dieſen Fen erhoben , wovon die eine ihn fuͤr zu hart ,

die andere fuͤr zu mild erklaͤrte ; die erſte war , daß

die Anklage nicht auf die Faͤlle der vor ſaͤtzlichen
Verfaſſungsverletzung beſchraͤnkt worden ſey — die

zweyte , daß der Verſuch von der Anklage ausgeſchlof⸗
ſen werde . Der Commiſſtonsbericht und die Discuſſio⸗

nen der erſten Kammer von 1820 enthalten die Wider —

legung der erſten Einwendung ; was die zweyte betrifft ,

ſo erklaͤrte der damalige Herr Regierungscommiſſaͤr aus —

druͤcklich , daß nicht von der voll brachten That al —

lein die Rede fey . ( Verhandlungen der Hten Kammer

I820 . Heft g. Seite 109 . ) Indeſſen laͤßt ſich niht

läugnen , daf die Worte deg Şe 1. „ That “ und „ wirklich

verlegt morden ” nicht nur jene Zweifel , fondera auch

einen andern daruͤber veranlaſſen koͤnnten , ob die An⸗

klage wegen eines Rath ss ausgeſchloſſen ſey — ob —

gleich der von dieſer Kammer genehmigte Bericht ſich

hieruͤber deutlich aus ſpricht . Die Commiſſion haͤlt es

daher fuͤr zweckmaͤßig , wenn , faſt ganz nach dem Wort⸗

laute deg den 67 der Conſtitution , geſagt wird : „ Ge —

genſtand der foͤrmlichen Anklgge durch die Kammern iſt

jede von einem , oder mehrern keiner vorgeſetzten Be —

hoͤrde untergeordneten Staatsbeamten herruͤhrende Ver —

letzung der Verfaſſung oder anerkannt verfaſſungsmaͤßi⸗
ger Rechte . “

Gegen den Şen 2. (nün 5. . ) wurde in der zwey —
ten Kammer bemerkt , er ſey unnoͤthig und ſelbſt be —

denklich , da man moͤglicherweiſe eine Beſchraͤnkung der

§. r . enthaltenen allgemeinen Bezeichnung darin finz

den koͤnnte . Die Richtigkeit dieſer Bemerkung iſt , ob⸗

gleich dieſer F. nur eine unverfaͤngliche Erlaͤuterung
des 8. 67 . der Conſtitutlon ſeyn ſollte , nicht zu verken⸗
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nen , und es ſcheint wirklich kein hinreichender Grund

für feine Beybehultung vorhanden zu feyn .

Vey Sı 3. Mun . ) murde erinnert : Mit Unredt >

i werde Darin alternativ einer Ahndung gegen die unters

geordneten Etaatöbeamten entweder im Wege der

Dienftordniung oder duró die compétente

Juſtiz ſtelle “ erwaͤhnt , indem
BSS Verletzung der

Verfaſſung eine Recht sſach e ſey . Indeſſen iſt kaum

eingufehen, , warum Das §. 24 . der Verfaſſungsnkunde |
garantirte neueſte Dieneredikt in dieſen Faͤllen durchaus

unanwendbar , und warum unter der 6. 7. der Conſti⸗
tution ausgeſprochenen allgemeinen Verantwortlichkeit

aller Staatsdiener immer nur eine geriſchtliche

verſtanden ſeyn ſollte . Daß dieſe uͤbrigens durch das

Dieneredikt keineswegs ausgeſchloſſen werde, vere |

ſteht ſich von ſelbſt .

In Beziehung auf $. 4 . iin 3. 5. und . ) murde

außer den allgemeinen Bemerkungen uͤber die Folgen
des Unterſchreibens , weßhalb ich mich auf das oben

Geſagte berufe , bald eine Bedenklichkeit gegen die fuͤr
zulaͤſſig erklaͤrte Unterſchrift Mehrerer , bald der Wunſch ,
daß immer der Referent unterſchreibe , bald endlich die

Nothwendigkeit der Buͤreaukratie und einer conſtitutio⸗
nellen Beſtimmung daruͤber , ob dieſe oder dag collegia⸗
lifhe Sytem gelten fole , vorgetragen . Die Commif
fion fann nur wiederholen , dag fie fich niht berufen
glaubt , dber dDiefe Fragen fh hier zu erklaͤren , da

ihre Aufgabe bey den Beſtimmungen dieſes ger nur

war , ohne Ruͤckſtcht auf die gerade deſtehenden Einrich —

tungen und ihre denkbare Veraͤnderungen , auszuſpre —
chen , was ihr als weſentliche Bedingung zur moͤglichen

Realiſtrung des conſtitutionellen Anklagerechts erſchien .
Sie that dieß durch ihren Antrag , entweder den . 4 .
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unveraͤndert beyzubehalten , oder doch nur die oben bes
zeichneten Modificatidnen anzunehmen . Nur das fuͤgt
ſie noch hinzu , daß ſie auch die Beſtimmung , daf in
mer nur einer unterforeibe , fùr fein e diefer flecht
bin unerláflihen Bedingungen Hált , und daf fie noch
Weniger fich davon uͤberzeugen kann , daß — wie von

einem Redner der zweyten Kammer ( Verhandlungen von

1820 . Heft 90 Seite 81 . ) behauptet wurde — „ die Un

terzeichnung von Einem nach unſerer Ve — rfa ſ⸗
ſung notbwendig ſey , wenn der Befehl oder die Bers

fügung je von guͤltiger Wirkſamkeit ſeyn
folen . ”

Den fen 5. Cnun- . ) fand daſſelbe Mitglied duns

tel , opne úbrigeng gegen den — von ihm ſell ſt richtig
derſtandenen — Sinn deſſelben Etwas einzuwenden .
So wenig Zweifel hieruͤber die Berathung in der erſten
Kammer uͤbrig laͤßt ( Verhandlungen der erſten Kammer
don 1820 . Heft 4. S . 669 . ) , ſo wird es doch keinem An —
ſtande unterworfen ſeyn , wennſtatt „vorbehaltlich uͤbri⸗

gens der uͤber die Verjaͤhrung der Vergehen und Bers
brechen beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften “ geſagt
wird ; „ es ware denn , daß eine Verzahrung nach den

beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften fruͤher ſchon einge⸗
treten waͤree “ — —

Die §. 6, qund 8. ( nun 8 und . ) betreffen theils
das dem gerichtlichen vorausgehende Verfahren in ven
Kammern , theilg Den Gerichtghof , vor welem die Mn
klage verh andelt werden ſoll . Die Commiſſion hat oben
ſchon geaͤußert , daß ſie naͤhere Beſtimmungen uͤber den

erſten Gegenſtand fuͤr zweckmäßig , und andere über
en zweyten wenigſtens nicht fuͤr an ſich unzulaßig haͤlt .

Da nun die Vorſchlaͤge zu dirſen neuen Beſtimmungen
in dem beſondern Geſetzentwurf uͤber das Verfahren
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enthalten ſind , ſo muͤſſen wohl des Zuſammenhangs twe?

gen , auch alle Bemerkungen uͤber dieſe Punkte in den

` Vortrag uͤber dieſen letzten Entwurf verwieſen werden .

Nur in Beziehung auf die Frage von der Zulaͤßig⸗

keit der Rechtsmittel glaubt die Commiſſton hier anfuͤh—

ren zu duͤrfen , daß ihr die in den fruͤhern Verhandlun⸗

gen fuͤr die Ausſchließung der uͤbrigen Rechtsmittel und

Beſchraͤnkung der Reſtitution vorkommenden Gruͤnde

uͤberwiegend ſcheinen . Um jedoch dieſe Beſchraͤnkung
beſtimmter auszuſprechen , traͤgt ſte darauf an , daß die

Stelle ſo gefaßt werde : auger Der Wiedereinfegung
in den vorigen Stand wegen neu aufgefundener er —

heblicher Beweismittel , welche jedoch nur dem Ange—⸗

klagten zu Statten kommt , iſt kein Rechtsmittel zulaͤ—

fig . m Şen ğ ( nun To ) fand ein Mitglied der zwey⸗

ten Kammer den „ Verweis “ in dieſen Fällen nicht

paſſend ; mit Recht wurde indeſſen fruͤher ſchon bemerkt ,

daß gerade hier ein Verweis ſchon eine harte Strafe ,
fey , und daf der oberſte Staatsbeamte , welcher ihn

erhielt , ſich kaum werde auf ſeinem Poſten behaupten
wollen oder koͤnnen . Dagegen wurde , wie aus dem in

der erſten Kammer erſtatteten Commiſſtons - Bericht

WVerhandlungen von 1820 . Heft 3. S . 511 ) hervor⸗

geht , die Dienſtentſetzung — eine peinliche

Strafe — nur mit der Vorausſetzung unter die hier
anwendbaren Strafen aufgenommen , daß die Behoͤrde ,
welche ſie aus ſpricht ,entweder ein ordentlicher ſtehender

Gerichtshof , oder doch groͤßtentheils aus Mitgliedern
der ordentlichen Gerichte zuſammengeſetzt ſey . Wenig⸗

ſtens kann der Berichterſtatter nur in dieſem Falle

ſich fuͤr die Beybehaltung jener Beſtimmung erklaͤren

Sehr erheblichen Bedenklichkeiten iſt die — mit der

Wirtembergiſch . Conſtitution uͤbereinſtimmende — Verfuͤ—
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gung am Schluſſe dieſes ßen unterworfen , daß , wenn

—
tes Verbrechen uͤbergeht , das gewoͤhnliche Verfahren
und die geſetzlichen Strafen vorbehalten bleiben ſollen

Zwar ſcheint das Wort : „ vorbehalten “ der im Jahr

1820 . in der zweyten Kammer gemachten Auslegung
zu widerfprechen , daß in dieſen Faͤllen die Anklage

durch die Staͤnde ausgeſchloſſen ,und hierdurch ein

verfaſſangsmaͤßiges Recht beſchraͤnkt werde ; — viel —

mehr war es ohne Zweifel die Abſicht des Geſetzes ,

daf zuerſt uͤber die Verfaſſungsverletzung als ſobche
ein beſonderes Verfahren und eine beſondere Entſchei —

dung Statt finde , und alsdann uͤber das damit verbun —

dene fogenannte gemeine Berbrechendor demordentlichen
Richter nach den beſtehenden Formen und Strafge feger
verfahren und geurtheilt werde ; auch laßt ſich fuͤr die ſe Be⸗

ſtimmung der 8. 15 . der Conſtitution anfuͤhren , weler

verbietet , Jemanden in Criminalſachen ſeinem ordentli —

chen Richter zu entziehen ; ferner das Dienerediet vom

30 . Jenner 1819 . 8. 10 . und endlich die Anſicht , daß
die Verletzung der Verfaſſung ein politiſches Vergehen

ſey , worauf die gemeinen Strafgeſetze keine Anwen⸗

dung finden , welches daher als ein fuͤr ſich beſte —

hendes nach dem vorliegenden Geſetze und vor einem

eigenen Staatsgerichtshofe behandelt werden , und rwo

bey, wenn ein anderes gemeines Verbrechen damit ver —⸗

bunden it . die Beſtrafung dieſes letzten dem ordentli⸗

hen Richter uͤberlaſſen werden muͤſſe. Dagegen wurde

theils in den fruͤhern Discuſſionen , theils in der Com⸗

miſſton bemerkt : wenn der hier vorausgeſetzte Fall ein⸗

trete, daß ein ſogenanntes gemeines Verbrechen Mit

der Verfaſſungsverletzung in einer und derſel —
ben Handlung zuſammentreffe ( wie es denn

VPrototolle der Erſten Kammer , 2i
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beynahe immer der Fall ſeyn werde , z. B . Hochverrath -

Dienſtuntreue , Meineid u. ſ. w ) ließen ſich beide der

Natur der Sache nicht trennen , ohne daß die ſeltſam —⸗

ſun Erſcheinungen wenigſtens die moͤglichen Folgen da —

vyn waͤren ; — es wuͤrden z. B . wegen einer und der —

ſelben Handlung in einer Ruͤckſicht ( welche zudem

vielleicht als die minder wichtige erſchiene ) ein imponi —

rendes Verfahren mit beſondern Feyerlichkeiten — in der

anderm (vielleicht wichtigeren ) die gewoͤhnlichen Pro —

ceßformen Statt ſinden ; das außerordentliche Verfah⸗

ren koͤnnte am Ende zu einer geringen , das gewoͤhnli⸗

che zu einer hohen Strafe , oder umgekehrt dieſelbe

Handlung , von ihrer minder ſtrafbaren Seite

betrachtet , zu einer groͤß ern , von der ſtrafbarern

—zu einer kleinern Strafe fuͤhren ; wegen eines

und deſſelben Vergehens koͤnnte der eine Gerichtshof

verurtheilen , der andere losſprechen u. ſ. we ; in jedem

Falle ſtehe ein doopeltes Verfahren und eine doppelte

Strafe mit bekannten rechtlichen Grundſatzen im Wi —

derſpruch ; der §. 67 . der Berfağfung mache einmal

zwiſchen Verfaſſungsverletzungen , womit ein anderes

Verbrechen verbunden , und jenen , wobey dieß nicht

der Fall iſt , nicht nur dinſichtlich des Anklagerechts ,

ſondern auch hinſichtlich des Verfahrens und der Com -

petenz keinen Unterſchied , und ſetze eben hierdurch fuͤr

diefe Faͤlle verfaſſungsmaͤßig ſelbſt eine Ausnahme
vom 6. 15 feſt , wenn man dieſen uͤberhaupt als wider —

ſprechend einer Beſtimmung anſehen koͤnne , welche fúr

eine gane Klage von Berbrechen , und von Berbrez

chern , und fuͤr alle kuͤnftige Fálfe gelte ; -alle Verletzun —

gen der Verfaſſung , wenn deshalb eine foͤrmliche An —

flage Statt finde , ſeyen einmal durch die Conſtitution

und durch dieß Geſetz zu einem gerichthichen Ber —
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fabren und an einen Geridtshof , night gu einer poz
lizeylichen Procedur und micht an eine Dienſtpolizey⸗

behoͤrde, verwieſen , und die ſer Gerichtshof , welcher

daher immer nach dieſer Ruͤckſicht gebildet werden

muͤſſe, und zu verfahren habe , koͤnne auch uͤber die da —

mit verbundenen peinlichen Vergehen erkennen ; das

Dienerediet koͤnne in jedem Falle im conſtitutionellen

Wege modificirt werden ; dieß ſey jedoch nicht noͤthig,
da daſſelbe 5. 16 . von bloßen Die nſt verbrechen
mithin niht von die ſem Falle ſpreche ; endlich

ſcheine die im Geſetze von 1820 ausgeſprochene Zulaͤßig⸗
keit der Dienſtentſetzung ein mit der Verſaſſungs⸗

verletzung verbundenes peinliches Verbrechen voraus⸗

zuſetzen . Dabey verſtehe ſich jedoch von ſelbſt , daß im⸗

mer nur der Fall angenommen werde , wo das ſogenannte

gemeine Verbrechen nicht fuͤr ſich beſteht , ſondern als eine

und dieſelbe Handlung mit der Verletzung der Verfaſſung

zuſammentrifft , ſo wie daß in dieſem Falle der Gerichts⸗

hof die allgemeinen Strafgeſetze anwende , endlich daß
es ihm , wie jedem Richter , immer zuſtehe , uͤber ſeine

eigene Competenz zu erkennen .

Die Meinungen uͤber die ſenGegenſtand waren und

blieben in der Commiſſion , aller Bemuͤhungen , ſich zu

vereinigen , ungeachtet , getheilt , und zwar ſo,Idaß nicht

einmal eine entſchiedene Majoritaͤt ſich herausſtellte .

Zwey Mitglieder erklaͤrten ſich fuͤr die letzte Anſicht ,
und trugen daher auf die Beſtimmung an : wenn mit

der Verletzung der Verfaſſung und verfaſſungsmaͤßiger
Rechte ein anderes in den Geſetzen beſtimmt bezeichne⸗
tes Vergehen oder Verbrechen , als eine und dieſelbe

Handlung verbunden ift , fo urtheilt der Staatsgerichts⸗

hof, vorbehaltlich des ihm zuſtehenden Rechts , uͤber

feine eigene Competeng gu erfennen , auch hieruͤber ;
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alsdann treten die in den allgemeinen Strafgeſetzen
enthaltenen Beſtimmungen ein . — Die beiden uͤbrigen
erklaͤrten ſich im Weſentlichen fuͤr die Beybehatt ing
der bisherigen Beſtimmungen , waren jedoch unter ſich
nicht . gang einig , indem das eine es lediglich bey dem

Geſetze von 820 laſſen wollte , das andere dagegen vor⸗

ſchlug, der Staatsgerichtshof ſolle uͤber die Verfaſſungs⸗
verletzung in jedem Fall erkennen , das damit verbun —

dene gemeine Verbrechen aber zur , Beurtheilung und

Beſtrafung, ſo wie zum Erkenntniſſe uͤber den Scha⸗
dener ſatz, an den ordentlichen peinlichen Richter aus⸗

druͤcklich verweiſen . Der Commiſſion blieb daher nichts
uͤbrig, als dieſe verſchiedenen Anſichten vorzutragen , und ,
ohne einen gemeinſchaftlichen Antrag , die Entſcheidung
uͤber dieſen Punkt der hohen Kammer zu uͤberlaſſen .

Karlsruhe , den 21 . Mah 1822

Beylag e Ziffer 55

Commiſſions - Bericht
über den Geſetzentwurf , das Verfahren in

Faͤllen der Anklage gegen Miniter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehorde ,
wegen Verletzung der Verfaſſung oder an —
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Durg die Vorlage dieſes Geſetzentwurfs wurde nicht
nug - die - §. 8. des Gefeges uͤber die Verantwortlichkeit
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der oberſten Staatsdiener vom Jahre 1820 enthaltene

Zuſage erfuͤllt , ſondern es geſchah ſelbſt mehr , denn

er enthaͤlt Beſtimmungen , welche weit uͤber jenen Vor⸗
behalt hinausgehen .

Ich beziehe mich deshalb auf den Vortrag uͤber

den neuern Entwurf des Hauptgeſetzes , und gehe

ſogleich zu den einzelnen Beſtimmungen des vorliegen⸗
den uͤber .

Erter Sateh
Bon den der Anflage vorhergehenden Verhandlungen

in den landftándifhen Kammern .

Die Zweckmaͤßigkeit naͤherer Vorſchriften úber . die -

ſen Gegenſtand wurde in dem ſo eben erwaͤhnten Vors

trage im Allgemeinen anerkannt ; ohne Zweifel kommt

es daher nur auf die Pruͤfung der deshalb aiia
E

ane

I . fimmt gany mit §. ° 67 . der gastaria— und §. 6. des Geſetzes von 1820 uͤberein , und

iſt daher , wenn auch nicht gerade noͤthig , doch unbe⸗

denklich.

§. 2. duͤrfte als theils uͤberfluͤſſig theils in mig.
lichen Faͤlen bedenklich hinwegfallen — Durch

d. 3. ſoll leichtſinnigen und leidenſchaftlichen An⸗
klagen vorgebeugt werden . Gegen dieſen Grund laͤßt
ſich, obgleich die Conſtitution und die Geſchaͤftsordnung
keine darauf berechnete beſondere Beſtimmung enthal —
ten , nichts einwenden ; nur darf er nicht zur Vereit⸗

lung oder zur großen Erſchwerung der Ausuͤbung eines

einmal durch die Verfaſſung gegebenen Rechts fuͤhren .
ach dieſen Vorausſetzungen ſcheint — ſo wenig ein

Unterſchied im Princip in Anfpruh genommen mer -
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den ſoll — die Forderung , daß wenigſtens fuͤnf Mit⸗

glieder die Motion auf Anklage unterſchreiben ſollen ,

der Zahl der Mitglieder der erſten Kammer , und der

Art ihrer Zuſammenſetzung nicht angemeſſen zu ſeyn ,
und es duͤrfte an drey genuͤgen .

§. 4 . verſteht ſich in Beziehung auf die Beſtim⸗

mung , daß die Kammer zu entſcheiden habe , ob die

Motion auf ſich beruhen ſoll , ganz von ſelbſt . Inſo —⸗

fernZer aberi , wenn diefe Entfheidung nicht erfolgt ,
nothwendig dag Einholen einer Auskunft von der

oberſten Staatsbehoͤrde vorſchreibt , ſcheint kein

hinreichender Grund dazu vorhanden zu ſehn .

Dieſe Beſtimmung waͤre nicht vereinbar mit dem

im 6. 3. des neuen Entwurfs des Hauptgeſetzes ents

haltenen Vorſchlage , daß , wenn eine Entſchließung der

oberſten Staatsbehoͤrde Gegenſtand der Anklage iſt , die

Anklage gegen alle Mitglieder dieſer Behoͤrde
gerichtet werden ſoll . Die Auskunft waͤre alsdann zugleich
eine anticipirte Verantwortung des Anzukla —

genden , und dieg fol fie nadh § § . 9 . u . 10 . Deg vors

liegenden Entwurfs dodh wohl nicht feyn . — Wegen
der Frage úbrigeng , ob eine folde vorlaͤufige Auskunft
darum nöthig fey , weil Dadurch vielleicht die Anklage

fogleich Oefeitigt werden fónne , darf ih mih auf čen

im abr 1820 in diefer Kammer cerftatteten Vortrag ,

auf die ausdruͤckliche Erklaͤrung des damaligen Herrn

Regierungscommiſſaͤrs ( Verhdl . der Erſten Kammer von

1820 Heft 4. S . 672 . Verhdl . der zweyten Kammer

von 1820 , Heft 9. Seite 119 . ) und auf die von der

Regierung genehmigte Abaͤnderung des urſpruͤnglichen
Geſetzentwurfs beziehen . Die Commiſſton traͤgt daher

auf die Auslaſſung dieſes hen an .
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§. 5. fegt voraus , daß eine vorlaͤufige Auskunft

bey der oberſten Staatsbehoͤrde eingeholt werden

muͤſſe ; — dieſe Vorausſetzung ſteht und faͤllt mit dem

§ . 4 . —Die fernere allgemein ausgedruͤckte Anordnung ,

daß entſchieden werden fol , ob die Motion an die

Abtheilungen zu verweiſen , oder ohne dieſe Verwei⸗

ſung die Berathung fortzuſetzen ſey , paßt nicht zur

Einrichtung der Erſten Kammer , welche bekanntlich

keine Abtheilungen hat , und wohl auch nicht ganz zu

§. 6. deg Gefegeg von I820 , tnd §. 8. Deg neuen

Entwurfs deg Hauptgeſetzes , wo das abgekuͤrzte Ver⸗

fahren ſchlechthin , mithin mit allen ſeinen Modifica —

tionen , unterſagt iſt . Die Commiſſion muß ſich daher

auch gegen diefen Sen erflåren .

§. 6. indem er in jedem Falle die Ernennung einer

Commiſſion verordnet , beſtaͤtigt die Ausſchließung deg

abgekuͤrzten Verfahrens . Gegen dieſe ſchon in dem

bisherigen Geſetze enthaltene Beſtimmung wurde in

der zweyten Kammer bemerkt : es ſeyen Faͤlle denkbar ,

wo jede Verzoͤgerung der Anklage gefaͤhrlich werden

koͤnne . — Die Commiſſion haͤlt indeſſen die Gruͤnde

fuͤr die Beobachtung aller als Regel vorgeſchriebenen

Formen , und fuͤr die Vermeidung jeder moͤglichen

Uebereilung in dieſen Faͤllen fuͤr zu uͤberwiegend , um

hierin eine Abaͤnderung vorzuſchlagen . Sie erwaͤhnte

uͤbrigens dieſes Punktes , welcher nicht hier , ſondern

wieder im neuen Entwurf des Hauptgeſetzes ausdruͤck⸗

lich vorkommt , nur darum hier , weil er offenbar mit

den uͤbrigen Vorſchriften uͤber das Verfahren in den

Kammern zuſammenhaͤngt .
Wenn ferner dieſer 6. eine jedesmalige Verſtaͤr⸗

kung der Commiſſion verlangt , und zugleich feſtgeſetzt

wird , daf die Mitglieder , welche die Motion unter⸗
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ſch rieben haben , ( deren Zahl ſich jedoch bey der Erſten

Rammer nach der obigen Bemerkung zu 86. 3. aͤndern

wird, ) nicht in dieſelbe gewaͤhlt werden koͤnnen , ſo be⸗

ruht dieß ohne Zweifel auf Gruͤnden , welche ſich aus

der Natur der Sache von ſelbſt rechtfertigen ; uͤbrigens
liegt in dieſer letzten Beſtimmung ein Beweggrund
mehr , fuͤr die Erſte Kammer die Zahl derjenigen ,
welche die Motion unterſchreiben muͤſſen , etwas zu
beſchraͤnken . Dagegen ſcheint es den Verhältniſſen der

Erſten Kammer ' nicht ganz angemeſſen , daß dieſe Com —

miſſton wenigſtens aus ſieben Mitgliedern beſtehen
muͤſſe ; das fuͤr die Budget - Commiſſton in der Ge —

ſchaͤfts Ordnung beſtimmte Minimum von 5 duͤrfte
genuͤgen.

§. 7. entzieht denjenigen , welche die Motion auf

Anklage unterſchrieben haben , auch das Stimmrecht in

den Kammern . Dieß ſcheint mit dem Geiſte , und

ſelbſt mit dem Wortlaute der Vorſaſſung , welche bey

keiner Motion eine Ausnahme macht , und mit den

Rechten dieſer Mitglieder , insbeſondere mit ihrem An —

ſpruche darauf , daß man ſie nicht als perſoͤnlich
befangen betrachte , fich nicht vereinigen gu lafen .

Im Jahre r820 murde dagegen die Frage úber

dag Stimmrecht der Collegen deg Angetlagten , welche
zugleich Mitglieder der Staͤndeverſammlung ſind , zur

Sprache , jedoch zu keinem foͤrmlichen Beſchluſſe ges

bracht ; die Commiſſion enthaͤlt ſich hier eines Antrags ,
da ſich vorausſetzen laͤßt, daß der Fall eines Mitſtim⸗

mens dieſer Mitglieder ohnehin nicht eintreten werde .

§. 8. erſcheint zwar , da , wenn keine Ausnahme

rerordnet iſt , immer die Regeln der Geſchaͤftsordnung
beobachtet werden muͤſſen , nicht als noͤthig , jedoch als
unbedenklich .
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. 9 . entſpricht den Auſichten der Commiſſton . Un⸗

ter „ den Verhandlungen in beiren Kammern “ find

wohl mit Redt jene in den Commiffionen niht mit -

verſtanden , und in dieſen werden nach der darauf

folgenden Beſtimmung die Angeſchuldigten nur ge —

hoͤrt, wenn ſie es verlangen ; daher duͤrfte , um

jeden Zweifel zu beſeitigen , ſtatt „ allen Verhandlun⸗

Sen in beiden Rammern ” , gu fagen fepn : pin dn

Sigungen beider Kammern . ” Dagegen trågt die

Commiffion aug den in dem Wefen deg ganzen Bers

fabrong liegenden Grinden auf - den Zufaş an : „die

Sitzung , worin uͤber die Anklage abgeſtimmt wird —

iſt immer oͤffentlich . “

§. 10 . Dieſe Beſtimmung , ſo allgemein ausge⸗
druͤckt , ſchien bedenklich , da ſie zur Vereitelung einer

vielleicht gegruͤndeten Anklage fuͤhren koͤnnte und ins —

beſondere Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde , welche

weder angeſchuldigt , noch Mitglieder der Kammern

ſind , darauf keinen Anſpruch haben ; vielmehr duͤrfte

die hier geſtattete Akteneinſicht auf die Einſicht der

Sitzungs - Protokolle mit ihren gedruckten und ung e —
druckten Beylagen ( hierdurch erhaͤlt ſie Bedeutung

genug ) und darauf zu beſchraͤnken ſeyn , daß die Com⸗

miſſion verpflichtet ſey , die Angeſchuldigten immer von

den bey ihr etwa vorkommenden neuen Thatumſtanden

und Aktenſtuͤcken , wovon fie in ihrem Bortrage Ges

brauch zu machen dDenft , in Kenntniß zu feen , und

ſie daruͤber zu hoͤren.
Da ſpaͤter von einer Anklageakte die Rede iſt , des⸗

halb jedoch nirgendwo eine Beſtimmung ſich findet , fO

ſcheint auch der Zuſatz gerechtfertigt : „ die Kammer , in

welcher der Antrag auf die Anklage zuerſt verhandelt

worden iſt , entwirft eine foͤrmliche Anklageakte , und
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theilt ſie der andern Kammer mit , von welcher ſie
dieſelbe nach erſolgter Genehmigung zuruͤckempfängt . “

§. 10 . Durch dieſen Şen , welchen die Commiſſton fuͤr
ſehr zweckmaͤßig erkennt , werden die fruͤher in der zweyh⸗

ten Kammer geſußerten Beſoraniſſe beſeitigt , daß das

Anklagerecht ein bloßes Petitionsrecht ſey , und die Kam —

mern von aller Theilnahme am Proceſſe entfernt wuͤr—

den . Nur ſcheint , um moͤglichen Zweifeln im Laufe des

Proceſſes zu begegnen , die Beſtimmung geeignet : jede
Kammer waͤhlt einen erſten und zweyten Anklagecommiſ⸗
ſaͤr; der erſte Commiſſaͤr der Kammer , von welcher die

Anklage ausgieng , leitet dasGeſchaͤft , und hat bey Stim —

mengleichheit eine entſcheidende Stimme . Im Verhin —

derungsfalle erſetzt ihn der zweyte Commiſſar eben die⸗

fer Kammer . Auch wird von jeder Kammer ein erſter

und ein zweyter Stellvertreter ausdruͤcklich gewaͤhlt .
Dieſen neuin Beſtimmungen muß nun nothwendig

der bisherige 5. 6 des Gefeges von 1820 oder 8. g des

neuen Entwurfs des Hauptgeſetzes angepaßt werden .

Die Commiſſion glaubt in dieſer Beziehung bemerken zu

muͤſſen : es iſt nicht ganz klar , was mit der im Anfange
dieſes hen vorgeſchriebenen beſtimmten Bezeichnung der

Anklagepuncte eigentlich gemeint ſey .

Die Anklageacte kann es wohl nicht ſeyn , weil die⸗

ſe erſt das Ergebniß der Berathung iſt , mithin nicht , wie

hier angenommen wird , der Pruͤfung in den Commiſſio —
nen vorausgehen kann . Vielmehr ſcheint die Abſicht zu

ſeyn , daß die beſtimmte Bezeichnung ſchon in der Moti —

virung der Motion geſchehen ; alsdann aber iſt es wohl

niht gang richtig , 3u facen : „ Wenn die Ståndel

flagend auftreten zu múffen glauben ”—denn die G tån »

de Verſammlung hat ſich zur Zeit der Motivirung

noch nicht ausgeſprochen . Darum , und da es ſich
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von ſelbſt verſteht , daß ſowohl dieſe Motivirung ,

als die Anklageacte eine beſtimmte Bezeichnung der An⸗

klagepunete enthalten muͤſſe, duͤrfte dieſe Beſtimmung

hinwegzulaſſen ſeyn . Dagegen iſt die in dieſem Sen aug -

geſprochene Ausſchließung des abgekuͤrzten Verfahrens

durch das im Commiſſions Berichte von 1820 und oben

zu 6 6 des Geſetzentwurfs uͤber das Verfahren Geſagte

wohl hinlaͤnglich gerechtfertigt . Eben dieß gilt von der

Beſtimmung , daß die Klage ( worunter ohne Zweifel die

Anklageacte verſtanden wird ) durch eine Deputation dem

Regenten uͤberbracht , und der hoͤchſtenStaatsbehoͤrde
davon Nachricht gegeben werden ſoll . Nur duͤrfte auch

der Bele ge der Anklageacte zu erwaͤhnen ſeyn , welche

mit dieſer in beglaubter Abſchrift zu uͤberbringen ſind .

Zugleich glaubt jedoch die Commiſſien , daß es in

der Natur Des gerichtlichen Verfahrens liege , daß die

Antlageacte und die Belege im Originale durch die An -

klage⸗Commiſſarien dem Praͤſidenten des Gerichtshofs

zugeſtellt werden . Gie findet um fo weniger Anand

hierauf anzutragen , da durch die o orausgebende Ueber⸗

bringung an den Regenten , der von dem vorigen Herrn

Regierungs - Commiſſar angegebene Zweck , daß namlich

dag Gtaats : Oberhaupt von der Anflage vollſtaͤndige

Kenntniß erhalte ( Verh . der II . Kammer v. 1820 . gg H.

© . 92 ) volltommen erreiht wird . Dief wird darum

hier ſchon erwaͤhnt , weil dieſer Vorſchlag mit jener

ſchon beſtehenden Beſtimmung in einiger Verbindung

ſteht .
Ob die am Schluſſe dieſes Len befindliche Hinwei⸗

ſung auf das beſondere Geſetz bleiben kann oder nicht .

haͤngt von der Beantwortung der in dem Vortrage uͤber
den neuen Entwurf des Hauptgeſetzes aufgeworfenen ,

and weiter unten wieder vorfommenden Frage abs WA
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die Vorſchriften ber dag Verfahren in den Kammern
ihre Gtelen finden folen . .

E ERRE ER

Von dem Gerichtshof .

Dieſer Titel beſtimmt , daß die Anklage gegen die

oberſten Staatsdiener vor einem eigenen Staats Ge⸗

richts hofe ( nicht mehr vor dem Oberhofgerichte ) verhan⸗
delt , und von demſelben daruͤber entſchieden werden foll.
Dhne Zweifel it dieg die wichtigſte Veranderung des bis⸗

herigen Geſetzes .
Der Vorſchlag , das Oberhofgericht fuͤr competent

zu erfleren , fam im Jahre 1820 bekanntlich von der Rez

giceruna s die Meimungen dariber waren in beiden Kam -
mern fehr getheilt .

E3 ware niht an feinem Orte , die in unſerer Ner -
ſam nlung und anderwarts bey den Fragen , worauf es
hier ankemmt , vorgetragenen Gruͤnde und Gegengruͤnde
zu wiederholen , doch das darf als das Reſultat unſerer
Verhandlungen bemerkt werden , daß nicht das geringe
Gewicht der entgegenſtehenden Gruͤnde , ſondern vorzuͤg⸗
lich die Furcht vor einem Spreial⸗Gerichtshofe , und die

Schwierigkeit , dieſen ohne Gefahr får die Gerechtigkeit
zuſammenzuſetzen / es war , was die Annahme jenes Vor —⸗

ſchlags motivirte . Der jetzige Geſetzentwurf geht von
einer veränderten Anſicht aus , begruͤndet — nach dem
Vortrage des mit der Vorlage deſſelben beauftragten
Herrn Regierungscommiſſirs — durch die in der Natur
der Sache , und ſelbſt in den gerechten Anſpruͤchen der

Angeklagten liegenden Aufforderung , ein von den gewoͤhn⸗
lichen gerichtlichen Formen abweichendes , impoſantes und

dennoch ſchleuniges , oͤffentliches, und muͤndliches Ver⸗ n
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fahren vor einem beſondern Staatsgerichtshof einzufuͤh⸗

ten . Die Commiſſion konnte die Bedeutung die ſer Be⸗

trachtungen um ſo weniger verkennen , da ſte mit den

ſchen im Jahre 1820 in den Kammern ausgeſprochenen

Anſichten durchaus uͤbereinſtimmen . Die Bildung eines

eigenen Gerichtshofs wird ihre Folge ſeyn , ſo bald es ge⸗

lingt , dieſen auf eine Weiſe zuſammenzuſetzen , wel⸗
che die kruͤher geaͤußerten Beſorgniſſe entfernt ; das

Ob und das Wie ſtehen in dieſem Falle in unzertrennli⸗

chem Zuſammenhange .

Nach den neuern Vorſchlaͤgen ( . 12 und 14) ſoll ein

beſonderer Staats - Gerichtshof , beſtehend aus 16 von

dem Regenten und aus 16 von den beiden Kammern —
wovon jede 8 waͤhlt —beſtimmten Mitgliedern , immer im

Voraus auf 8 Jahre ernannt werden . Unter den vom

Regenten ernaunten Richtern koͤnnen die Miniſter und

Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde ſo wenig als un⸗

ter den , von den Kammern gewählten , Mitglieder dieſer

letzten , dagegen muͤſſen unter den von jeder Kammer ges

wåhtten g Richtern immer menigteng v ier rechtsge⸗

lehrte Staatsdiener ſeyn . Der Regent ernennt

jedesmal den Praſidenten nach freyer Wahl ( 6. 19 . )

Aus der Geſammtzahl der 32 Mitglieder werden 6,

wenn aber der Angeklagten mehr als vier ſind , uͤber die

Zahl 16 hinaus , ſo viele weiter , als die Zahl der Ange —

ſchuldigten die Zahl vier uͤberſte gt , durch das Loos be —

ftimmt ( $. 15 ) ugd zwar in Gegenwart der von den Kam⸗

mern zu ernennenden Anklage - Commiſſarien und von

Commiſſarien der Regierung , auch in Gegenwart der

Angeſchuldigten , wenn ſie es verlangen ( F⸗16 ) . Von die⸗

ſen durch das Loos bezeichneten 16 Richtern : fónnen die

Angeſchuldigten vier verwerfen ; ſind der Angeſchuldig⸗
ten mehr als vier , und alſo auch mehr als 16 Rihter
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durch dag Loog bezeichnet , fo fann jeder der Angefhut
digten cin en Richter verwerfen . Wenn durch dag Loos

mehe afg 16 Richter bezeichnet find , aber von den Anges
ſchuldigten keiner verworfen wird , ſo muß die Zahl der

Richter wieder auf 16 zuruͤckgebracht werden ( 5. ) . Die⸗

fe von den Angefchuldigten nicht verworfenen Richter bil :

den den Staatsgerichtshof fuͤr die en beſondern Fall der

Anklage ( 5 . 18 ) — der Praͤſident ernennt den Gerichts⸗
ſchreiber ( K. 23 ) .

Bey der Pruͤfung dieſer Vorſchlaͤge erſcheint es of⸗
fenbar als ſehr wichtig , daß um das Gefaͤhrliche und

Gehaͤſſige einer Specialeommiſſton zu vermeiden , der

Gerichtshof nicht fùr jeden einzelnen Fall , ſondern im

Voraus ernannt werden ſoll . In Wirtemberg gieng man

bey der Conſtituirung des Stastsgerichtshofs noch wei⸗

ter , indem derſelbe dort als ſtaͤndige Behoͤrde beſteht ,
und feine Mitslieder lebenslaͤnglich ernannt ſind ,
waͤhrend dies bey uns immer nur auf 8 Jahre geſchehen
ſoll . Die Commiſſtion fand in dieſem Vorſchlage eine

hinreichende Garantie gegen Willkuͤhr und Empfaͤnglich⸗
keit fuͤr verderbliche aͤuſſere Einfluͤſſe ; auch ſchien es ihr ,
da die gewaͤhlten Richter die Eigenſchaften , welche ſie zu

dieſem Geſchaͤfte tauglich machten , und das Vertrauen ,
welches ſie dazu berief , verlieren koͤnnen , paſſend , daß
die Dauer ihrer Ernennung mit jener der Wahl zur Staͤn⸗

deverſammlung einigermaßen in Uebereinſtimmung ge⸗
bracht wird , ſo daß es ſich wenigſtens treffen kann , daß

idr Auftrag zum Theil gerade ſo lange dauert , als dee

Auftrag derjenigen , von welchen ſie gewaͤhlt wurden .

Nur duͤrfte ausdruͤcklich hinzuzuſetzen ſeyn , daß der Auf⸗

trag waͤhrend dieſer acht Jahre unwiderruflich iſt . Da

uͤbrigens offenbar die Eigenſchaft eines Staͤndemitglie⸗
deg mit der Theilnahme an den Geſchaͤften des Staats⸗
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gerichtshofs unvereinbar iſt , ſo muͤßte ferner beſtimmt

werden , daß die Mitglieder des Staatsgerichtshofs ,

welche etwa zu Staͤndemitgliedern gewählt werden , wäh —

rend der Dauer dieſer letzten Eigenſchaft an den Geſchaf —
ten des erſten nicht Theil nehmen können

Ueber die Bildung dieſes Gerichtshofes werden die

Anſichten immer ſehr verſchieden bleiben . Dieſe Ver —

ſchiedenheit beruht vorzüglich theils auf der Zuſammen⸗

ſetzung , dem Verhaͤltniſſe und den Attributicnen der

ſtandiſchen Kammern , theils darauf , ob man bey den

Anklagen die Regierung und die Stande ſich als

feindlich gegenuͤberſtehend denkt , ob man beſorgt , daßbei

Anſtellungen von Staatsbeamten ſchon im Voraus die

Ruͤckſicht auf den moͤglichen Fall , daß die Angeſtellten

einmal Richter derjenigen werden fónnen , welde auf

die Beſetzung der Stellen den meiſten Einfluß haben , nach⸗

theilig einwirken werde , endlich eb man bei der Anklage

mehr die rechtliche , oder mehr die politiſche Natur der

Sache in das Auge faßt . Daher die Verſchiedenheit der
Beſtimmungen und Verſuche , auf welche man allenthal —
ben und auch in unſern Verhandlungen vom Jahr 1820

in die ſer Beziehung Rgt

Die Commiffion erkennt eg an , daf die befondere

Und gemifchte Natur Deg Gegenftandeg cine andere Zuz

fammenfegung. als die eines gewoͤhnlichen Gerichts ,

ihre Wichtigkeit eine betraͤchtliche Zohl von Richtern

wuͤnſchenswerth macht ; ſie verkennt ferner nicht , daß ,
wenn die Ernennung auf lange Zeit im Voraus ge —

ſchieht, eine Concurrenz der Kammern zu dieſer Ernen⸗

nung unbedenklicher wird , alsdann aber auch dem Re —

Benten eben dies Recht zuſtehen muͤſſe. Dagegen glaubtke
thre Majoritaͤt ( denn ein Mitglied behielt ſich einen

beſondern Vortrag hieruͤber vor ) die Gruͤnde , welche
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die Regierung und die Kammern im Jahr 1820 bewo⸗

gen hatten , einen ſtehenden Gerichtshof ( unfer Dber -

hofgericht ) vorzuziehen , nicht aufgeben , wohl aber fuͤr

cine Modification ſtimmen zu duͤrfen , welche auch dem

Welentlichen der entgegenſtehenden Anſicht ſein gebuͤh⸗
rendes Recht wiederfahren lagt , obne dag pofu

Geſetz umzuſtoßen .

Cie fchlagt nåmlid vor , den Stantsnaritegf
aug den 12 . èrm Dienftalter nach åltefen Mitgliedern

deg Oberhofgerichts , welche noͤthigenfalls aus den Mits

gliedern der Hofgerichte ergaͤnzt werden , ſodann aus

vier andern von dem Regenten , vier von der erſten , und

vier von der zweyten Kammer zu ernennenden , mit —⸗

þin im Ganzen aus 24 Richtern zu bilden . Dieſer An —

trag ſtimmt , wenigſtens was die Verdopplung der Mit⸗

glieder des Oberhofgerichts betrifft , mit einem von

dem jetzigen Herrn Regierungscommiſſaͤr ſchon im Jahre

1820 gemachten Vorſchlage uͤberein ( Verhe der U. Kam⸗

mer von 1820 . Heft 9. S . 120 ) . Wenn hiernach im⸗

mer die Haͤlfte aus angeſtellten rechtsgelehrten Staats⸗

dienern beſteht , ſo ſcheint es weder noͤthig , daß die

Zahl der außer dieſen vom Regenten zu ernennen⸗

den Mitglieder jener gleich ſey , welde von den bei

den Kammern ernannt werden , noch daß auch unz

ter dieſen Letzten nothwendig eine beſtimmte Zahl Rechts⸗
gelehrter , oder vollends rechtsgelehrter Staatsdiener

ſich befinden muͤſſe.

Dagegen konnten in keinem Falle Mitglieder der

oberſten Staatsbehoͤrden unter den vom Regenten , noch

Mitglieder der Kammern unter den von dieſen Letztern

ernannten Richtern ſeyn .

Gegen die Ernennung des Praͤſidenten durch den

Regenten hat die Commiſſion nichts einzuwenden ; nut
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ſcheint es angemeſfen , daß dieſe Ernennung jedes mai

fuͤr eben die Zeit geſchehe , fuͤr welche der ganze Staats⸗

gerichtshof zuſammengeſetzt wird , naͤmlich auf acht Jahre .
Den im Entwurfe vorgeſchlagenen Beſtimmungen

uͤber die Wahl , Vermehrung , Verminderung und Re -

cuſation der Mitglieder , welche im einzelnen Falle

den Gerichtshof wirklich bilden , liegt eine dankenswerthe

Sorgfalt für die Unpartheylichkeit des Gerichts und fuͤt

die Rechte der Angeklagten zum Grunde ; indeſſen iſt

es kaum zu verkennen , daß , da ſie ſehr ſpeciell ſind ,

bey der Ausfuͤhrung manche Schwierigkeiten und Zwei ?

fel àu erwarten wåren , melde G. B . bey dem Recuſa⸗

tiongrechte , borzúalidy in Dem Galle , menn Yer Anges

ſchuldigten mehrere ſind ) noch genauere Beſtimmungen
und ein cafuiſtiſches Eingehen in das Einzelne , eben

hierdurch aber immer wieder neue Beden klichkeiten ver —

anlaſfen wuͤrden . Sies Uebel , keines der kleinern in der

Geſetzgebung ſcheingt durch den Vorſchlag der Commiſe

ſton vermieden zu werden ; ſie fuͤgt zu die ſem nur noch

dinzu : da das Recht der Recufation ( wie ebenfalls ſchon

ſfrüüher bemerkt wurde S . Verh . der II . Kammer von

18260 . a . a : O ) keinem Theile verweigert werden

kann, jedoch auch nicht ſo ausgedehnt werden darf ; Dag

die Zahl det Richter zu ſehr vermindert , oder dadurch ,

wenn noch andere Verhinderungen einzelner Mitglieder

hinzukommen , die Nothwendigkeit einer Ergaͤnzung

leicht herbeygefuͤhrt werden koͤnnte , ſo waͤre zu beſtim⸗

men : jedem Theile ( d. h. den Angeklagten ſowohl als

den ſtaͤndiſchen Anklage - Commiſſarien ) ſteht es frey ,

von den 24 Richtern zwey ( alſo im Ganzen v ie ) ohne

Angabe der Gruͤnde zu verwerfen .

Sind der Angeklagten mehrere , und ſie koͤnnen ſich
übet die zwey , welche ſie verwerfen wollen , nicht Herek

Protokolde der erſten Kammer . 22
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nigen , fo gebt jerem Anngcflagten frey , får fich ein be :

ſonderes Verfahren zu verlangen , und alsdann zwey

zu verwerfen .

Noch ſcheint die Beſtimmung ſachgemäͤß , daß zur

Vollzehligkeit des Gerichts hofs bey der Eroͤffnung ſei⸗
nes Geſchaͤfts wenigſtens 168 Richter erfordert werden .

Die Commifſion muß vorzuͤglich in dem Falle auf

der von ihr vorgeſchlagenen Zuſammenſetzung beſtehen ,

wenn , nach der ſchon fruͤher vorgetragenen Meinung ei —

niger ihrer Mitglieder — der 8. 10 . des Hauptheſetzes
tapin abgeändert werden ſollte , daß der Staatsgerichts⸗

tot aud tann , und zwar gur Anwendung Der allgemei⸗

nen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen competent ſey , wenn

mit der Verletzung dor Verfaſſung ein anderes beſtimm⸗

teg Verbrechen alá eine und Diefefbe Handlung verz

tunden ift .
; :

In dieſem Falle ſcheint es ihr ganz unerlaͤßlich ,

daß ( wie es nach ihrem Vorſchlage der Fall ſeyn wuͤrde )

* — uAfte der Mitglieder aus Perſonen beſtehe , welche

z Richteramt nach den beſtehenden Geſetzen zu verə

kal en gewoͤhnt ſind ; im entgegengeſetzten Falle , wenn

3 ben dem bisherigen §. 10 . bleiben folte , wirde fie

. eniger gegen Die in dem CEntwurfe vorgeſchlagene Zu⸗

ſammenſetzung einzuwenden haben , da hiernach nicht

nut die Strafen im aͤußerſten Falle nicht ſo hoch an —

ſteigen , ſondern es ſich * hier nur von einem Berz

brechen mehr politifher Natur handelt , auf welches

die beſtehe ngen Allgemeinen Gefege feine Anwendung

finden .Ei

zu Den cingelnen $$. 13 —18 . ( enn gegen §. r2 . if

auch nach ihrem erſten Antrage nichts zu —
folgendes :

2e
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§. 13 . wuͤrde in dieſem Falle bleiben .

Eben ſo der erſte Abſatz des S. 14 . Muh - die

Beſtimmung , daß unter den von den Kammern zu er —

nennenden acht Richtern vier Rechtsgelehrte ſeyn

folen , wird als zweckmaͤßig anerkannt ; doch moͤchten

wohl die Kammern Vertrauen genug verdienen , um

keiner andern Beſchraͤnkung ihrer Wahl — auch nicht

der hier feſtgeſetzten auf vier rechtsgelehrte Staat s⸗
diener — zu beduͤrfen .

. I5 . Theils um die Faͤlle einer nothwendigen

Ergaͤnzung ſeltener zu machen , theils um dem Geſetze

mefr Einfachheit - au geben , duͤrften in jedem Fall

ſtatt 16 , 24 Richter durch das Loos zu beſtimmen ſeyn .

Dabey ſcheint aber derſelbe Grund , welcher die Zu⸗

fammenſetzung des Gerichtshofs aus Mitgliedern , wo —

von die eine Hålftgvom Regenten — dic andere ton

Den Kammern ernannt iſt , motivirte , folgerecht darauf

gu fùhren , Daf niht unter der Gefammtzahl der 32

fondern unter den 16 pom Regenten , und Den I6 . von

Den Kammer ernannten Rih tern beſonders gelooſet

werde , ſo daß I2 der von jeder Geite Ernani

ten durch das Loos beſtimmt werden .

Vey 6. 16 . fand die Commiſſion nichts zu erinnern .

5. 17 . wuͤrde ſich in ſeinem erſten Abſchnitte nach
den obigen Bemerkungen nun dahin aͤndern : von den

durch Dag Loos bezeichneten 24 Richtern koͤnnen ſowobl

die Angeſchuldigten , als die Anklagecommiſſarien jeder

Theil vier , im Ganzen alſo acht ohne Angabe der

Gruͤnde verwerfen .

Von dieſem Recuſationsrechte machen die Anklage⸗

Tommiſſarien zuerſt , die Angeklagten zuletzt Gebrauch

dies tritt auch dann ein , wenn die Anklage - Commiſ-
ſarien ankaͤnglich nur eventuell fuͤr den Gal , wenn der
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Angeſchuldigte daſſelbe thun wuͤrde , auf das Recuſa⸗

unionsrecht verzichtete , der Angeſchuldigte aber erklarte ,

von dieſem Rechte Gebrauch machen zu wollen . Sind

der Angeklagten mehrere , und ſie koͤnnen ſich uͤber die

vier , welche ſie verwerfen wollen , nicht vereinigen , ſo

kann jeder ein beſonderes Verfahren fuͤr ſich verlan⸗

gên ; und algdann vier Riter recufiren .

Es bedarf kaum erwähnt zu werden , daf diefe

Abaͤnderungen den Angeſchuldigten guͤnſtig ſind , und

insbeſondere ſcheint die lezte den Forderungen der

Gerechtigkeit zu entſprechen .

Der zweyte Abſatz dieſes Şen wårde run heißen!
wenn von den durch das Loos bezeichneten 24 Rich⸗

fern niht acht recufirt werden , fo wird die Bahl det

Richter durch Dag Loog mwicder auf 16 zuruͤckgebracht . “
S: 18 : Dürfte richtiger fo lawecns „ die nicht durch

Das Loos , und nit durch Recuſation ausgeſchloſſenen
Richter bilden den Staatsgerichtshof fuͤr dieſen beſon —
dern Fall . “

Nach dieſen unter der Vorausſetzung , daß ihr

erſter Antrag nicht genehmigt wuͤrde , von cer Cems

miſſton eventuell gemachten Bemerkungen komme ich

zu den uͤbrigen 868. des vorliegenden Entwurfs .

Zu 6. 19 . beziehe ich mich auf das wegen der €r-
nennung des Praͤſidenten oben Geſagte .

Bey 8 . 20 . u . 21 . ſand man nichts zu erinnern .

§. 22 . im 2ten Abſchnitt ſollte es gleichlautend
mit $. 18 . heißen : „ die Einberufung der nicht aue ge⸗
ſchloſſenen Richter . “

Auch waͤre hier nach dem weiter * gemachten

Vorſchlage die Beſtimmung einzuruͤcken :

1) daf dem Práfidenten , welcher nah diefem Ser -
den Gerichtshof zuſammenberufen ſoll , die Anklage⸗

ta

®t
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ey Xite mit ihren Belegen im Originale von den An

rte, klagecommiſſarien zuzuſtellen iſt , ſo daß der Gerichts

inp hof in der 8. 21 . beſtimmten Friſt zuſammentreten fann ,

ae ] ) daß zur Vollzähligkeit des Gerichtshofs bep
ſo der Eroͤffnung ſeines Geſchaͤfts 10 Mitglieder erfor —

an⸗ dert werden .

i Im 6. 23 . duͤrfte , fals der erſte Antrag der Com⸗

ieſe miſſton genehmigt wird , beyzuſetzen ſeyn , daß das

und Kanzleyper ſonal aus dem des Oberhofgerichts genom⸗

ber men werde .

ent

* Dritter Titel

it
VBom gerichtlichen Verfahren ,

irch Die nun folgenden Vorſchriften gehen vom Grund⸗

nen ſatze der Oeffentlichkeit aus . Die Verhandlungen pom

fons | Jahre 1820 beweiſen , daß man ſchon damals wuͤnſchte ,

dieſen Grundſatz in den Faͤllen der Anklage gegen die

ihr oberſten Staatsbeamten anwenden zu koͤnnen , und

cms daß man es nur ſchwer fand , dies mit unſern beſte —⸗

ich henden Einrichtungen zu pereinigen .

Die Aufgabe ſcheint in dem vorliegenden Entwurf

€r- im Ganzen gluͤcklich geloͤſet zu ſeyn . — Doch glaubte

die Commiſſion , zu einzelnen Bemerkuͤngen Veranlaſ⸗

ſung zu finden . dolzendes
iſt das Reſultat ihrer

end Vruͤfung:
ge⸗ §. 24 . wúrde bleiben .

§. 25 - fållt hinweg , Da nah dem obigen Bots

yten ſchlage die Zuſtelung der Anklageakte an den Praͤ⸗

fdenten durch die Anklagecommiſſarien geſchieht
sen §. 26 . bleibt , nur mit dem Zuſatze , daß es eben⸗

ige⸗ fais nach dem vorigen im Anfange beifen wirde i
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„ Nachdem der Gerichtshof durch den Praͤ Fat Eet
f

die Anklageakte empfangen ꝛc.

Bey den 66. 27 —36 . fand man nichts zu erinnern .

§. 37 . Die Commiſſion glaubt , daß die Zahl der

Richter , melde nothwendig gegenwaͤrtig ſeyn müſſen ,

auf 14 zu beſtimmen , und , wenn der Fall der Ergän⸗

zung eintritt , zwey mehr als zur Ergaͤnzung der Zahl

14 noͤthig iſt , durch das Loos zu bezeichnen waͤren ,

endlich , daß ( in Uebereinſtimmung mit den fruͤhern

Antraͤgen ) nicht allein dem Angeſchuldigten , ſondern

auch den Anklagecommiſſarien das Recht zuſtehen

muͤſſe , von den Neugewaͤhlten einen zu verwerfen .

Dieſe letzte Beſtimmung iſt der Grund der wep -

ten . Die erſte hat den ihrigen darin , damit die Zahl

der Richter nicht leicht waͤhrend der Berpanbtngek zu

tief , d . h. unter die §. 53 . feſtgeſetzte Zahl von 10

herabſinken , und eine Ergaͤnzung noͤthig werden moͤge

Uebrigens beſteht kein Widerſpruch zwiſchen dieſem

Sen und der frühern Beſtimmung , daß zur Vollzaͤh —

ligfeit 16 Richter erfordert werden . An dem einen

Orte iſt von der Vollzaͤhligkeit bey der Eroͤffnung , oder

dem Anfange des ganzen Geſchaͤfts , an dem an⸗

dern von jener bey der Eroͤffnung der oͤffentlichen

muͤndhichen Verhandlungen die Rede . Doch moͤchte

eben darum dieſe letzte Bezeichnung hier mehr hervor⸗
zuheben ſeyn .

Bu §. 38 . wird in Beziehung auf dag , mag ſo

eben au §. 36. bemerkt wurde , und um jedes Mißver —

ſtaͤndniß zu vermeiden , vorgeſchlagen, fatt : „ Nah

dem der Gerichtshof eroͤffnet iſt “ — zu ſagen : „ in

dieſer oͤffentlichen Sitzung . “

8 . 39 . bleibt .

5. 40 . duͤrfte durch die im Anfange einzuruͤckende Be⸗
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ſtimmung bevollſtaͤndigt werden : „ Der Gerichtshof er⸗

fennt uüber die Zulaͤßigkeit der Zeugen , und der ihnen

nach dem Vorſchlage der Partheyen vorzulegenden

Fragen .
§. 41 . u . 43 . koͤnnten auf folgende Weiſe dufam .

mengezogen werden : „ es ſteht beiden Partheyen , ſo

wie dem Praͤſidenten und den Richtern frey , den Zeu -

gen dabey Fragſtuͤcke vorzulegen , uͤber welche dieſe

ebenfalls zu vernehmen ſind . “

§. 42 . wårde einfacher ſo lauten : „ uͤber die Zulaͤf—

ſigkeit dieſer Fragſtuͤcke entſcheidet jedoch der Gerichts⸗

hof nach Stimmenmehrheit . “

§. 44 . bleibt .

§ . 45 - ES feint fehe wichtig , dag. eine fange

Unterbrechung deg Verfahrens . vermieden merde , und

die Commiſſion hielt dieſe Ruͤckſicht fuͤr entſcheidender ,

als jene auf eine lange Vorbereitung zur Deduction

und Gegendeduction , da der Gerichtshof durch die

Verhandlungen ſelbſt hinlaͤnglich unterrichtet , und der

Angeklagte eben hierdurch , zum Theil auch ſchon durch

das vorbereitende ſchriftliche Verfahren , zu ſeiner Wers

theidigung in den Stand geſetzt iſt . Sie ſchlaͤgt daher

vor , daß der Praͤſident fuͤr das weitere Verfahren in

der Regel den naͤchſten Tag feſtſetze , dieſer Termin

jedoch aus erheblichen Gruͤnden hoͤchſtens auf drey Tage

verlangert werden koͤnne .

§. 46 . Durch die fruͤher vorgeſchlagene Beſtimmung

uͤber die Aufſtellung eines erſten Anklagecommiſſaͤrs

wird dieſem das Geſchaͤft in der Regel zu Theil wer —

den . Hiernach aͤndert ſich dieſer Ş.

§- 47 . bleibt .

§ . - 48 . eben fos Nur folte , Da man gewõhnlid
unter „ Rechtsfreund “ einen Sachwalter verſteht , die
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Wahl des Vertheidigers aber ganz frey ſeyn muß ,

dieſer Ausdruck permieden werden . Statt „ wenn der

— Angeſchuldigte ſich durch einen Rechtsfreund verthei⸗
digen laͤßt “ koͤnnte es daher heißen : „ im letzten Falle “.

S. 49 . Der ganze vorliegende Entwurf enthält
aufer diefer Beftimmung nichts . ùber tag Contumagials

Verfahren . In ſofern diefem Mangel nicit noh im

Ganzen nachgeholfen werden ſollte , wuͤrde es die

Commiſſion vorziehen , daß auch dieſe einzelne , aus

dem Ganzen abgeriſſene Anordnung ausgelaſſen werde —

§. 50 . bleibt , da aus einleuchtenden Gruͤnden die

Berathung niemals oͤffentlich ſeyn kann .

§. 51 . In dem hier vorausgeſetzten Falle darf
wohl der Praͤſident nicht nur , ſondern er muß die

verlangte Bedenkzeit bewilligen .
Dagegen faͤnd die Commiſſton — jedoch nur durch

Stimmenmehrheit — eine 10rͤgige Friſt bedenklich ,
und glaubte ſie auf 3 Tage beſchraͤnken zu muͤſſen .

§. 52 . erſcheint als zweckmaͤßjg .

5. 53 . ebenfalls . Hiermit iſt die zu F. 37 . gemachte
Bemerkung zu vergleichen .

Zu §. 54 . glaubt die Commiffon , da fe die Abh

ſt i mmung ( wohl zu unterſcheiden vron der Veras

thung ) fuͤr einen der Hauptmomente des oͤfſentlichen

Verfahrens haͤlt , nach dem Worte „ muͤndlich “ auf
den Zuſatz antragen zu muͤſſen : „ und oͤfſentlich mit

Angabe der Gruͤnde . “

§. 55 . bleibt .

. 56 . Hier ſcheint zwiſchen der Entſcheidung uͤber

Ehud oder Unſchuld , und jener uͤber die Art und

Dag Maag der Strafe mit Necht unterſchied en werden

gu koͤnnen ; auch waͤre wohl eine einfachere Faſſung der

in die ſem den enthaltenen Berechnung vorzuzieben . Die
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Commiſſton ſchlaͤgt daher folgende Beſtimmung vor :

um das „ ſchuldig “ auszuſprechen , wird eine Mehrheit

den wenigſtens drey Stimmen erfordert . Bur Enfə

ſcheidung uͤber die Art und das Maaß der Strafe ge —

nuͤgt die einfache Mehrheit ; bey Stimmengleichheit

entſcheidet die mildere Meinung .

g. 57 . Die Kuͤrze und ſelbſt die Deutlichkeit moͤchte
gewinnen , wenn die Worte : „ und durch das von dem

gewoͤhnlichen abweichenden oͤffentlichen Verfahren ſich

ergeben, “ hinwegbleiben , da die hierdurch bezeichnete

Koſten , inſofern ſie der Staatskaſſe zur Laſt fallen

ſollen , ſchon unter den vorhergehenden mitbegriffen find .

§. 58 . Da es keinen Unterſchied zwiſchen feyer —⸗

lichen und nicht feyerlichen oͤffentlichen Sitzungen gibt ,

ſo waͤre das Wort „ feyerlich “ auszulaſſen , dagegen

hinzuzuſetzen : „ durch den Praͤſidenten . “

§. 59 . Der Nachſatz duͤrfte beſſer vorausgehen,
da die Mittheilung der Abſchrift wohl fruͤher erfolgt ,

als der Druck ; auch ſollte geſagt ſeyn , daß der Druck

auf Staatskoſten geſchebe .

§. 60 . wuͤrde hinwegfallen , wenn nach dem An —

trage von zwey Commiſſionsmitgliedern der Staats⸗

gerichtshof auch uͤber die mit der Verletzung der Ver —

faſſung verbundenen andern Verbrechen zu erkennen hat

— und auch dann wenigſtens eine Aenderung leiden ,

wenn dieſer Gerichtshof in dieſen Faͤllen nach dem Vors

ſchlage eines Mitglieds , die Entſcheidung ausdruͤcklich

an den ordentlichen Richter verweiſet , indem alsdann

der oberſten Staatsbehoͤrde zwar hievon Nachricht zu

geben , die Akten aber dem ordentlichen Gerichte mit⸗

zutheilen waͤren .

F. 61 . wurde als noͤthig und ſeht zweckmaͤßig er⸗

dannt , Nux duͤrfte , ohne Zweifel nach der Abſicht die⸗
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ſer Beſtimmung , und umnicht der richterlichen Wills

kuͤhr einen ungemeſſenen Spielraum zu laſſen , zu ſagen

ſeyn : „ in Hinſicht des durch dieſen Titel beſtimmten

eigenthuͤmlichen Verfahrens . “

Die Commiſſion glaubte , hier darauf aufmerkſam

machen zu muͤſſen , daß in dem vorliegenden Entwurfe

die Vorſchriften uͤber das Contumacialverfahren , ſo

wie uͤber die Verhaftung der Angeklagten fehlen . Sie

konnte ſich nicht zu Antraͤgen in dieſer Hinſicht für be⸗—

fugt halten , da dies uͤber den Begriff von Verbeſſe —

rungsvorſchlaͤgen hinausgehen wuͤrde . Es bleibt daher

nichts uͤbrig, als Daf diefe Lüde entweder im gefegs

lihen Wege ausgefållt , oder dag nach - §. 6r . auch die

Beantwortung der in dieſer Beziehung entſtehenden Fra —

gen imeinzelnen Falle dem Gerichtshofe uͤberlaſſen werde .

B tel .

Von dem Vollzug des Urtheils .

Zu den 66 . 62 . u. 63 . ſchlagt die Commiſſion

den durch die Natur der Sache gerechtfertigten Zuſatz

am Schluſſe des letzten vor : ihre ( der oberſten Staats⸗

behoͤrde ) Mitglieder ſind dafuͤr verantwortlich . “

Mit dieſen Aenderungen , Modificationen und Zu⸗

ſaͤtzen traͤgt die Commiſſton auf die Annahme der beiden

vorliegenden Geſetzentwuͤrfe an .

Es entſteht nun die Frage , ob die beiden Geſetze ,

ſo wie es dieſe Entwuͤrfe ſind , zu trennen , oder ob ſie

in eines zu vereinigen , oder ob nicht die Beſtimmun —⸗

gen uͤber das Verfahren in den Kammern , und die

Bildung des Gerichtshofs in das Hauptgeſetz aufzu⸗

nehmen , und nur die Vorſchriften uͤber das gerit ?
liche Verfahren zu trennen waͤren .
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Gür die erfte Meinung forach feine Stimme in

der Commiffion , da in jedem Falle die Beſtimmung

iber dag Berfabren in den Kammern , und die Zufamz

menſetzung des Gerichtshofs zu enge mit dem Weſen

der Inſtitution verbunden ſind ; fuͤr die zweyte erklaͤr⸗

ten ſich zwey Mitglieder , weil das Geſetz durch eine

Vereinigung zu einem Ganzen nur gewinnen koͤnne,

und dieg auch dem Wortlaute des §. 67 - Der Verfaſ⸗

ſungs⸗Urkunde entſpreche ; fuͤr die Dritte entſchieden

ſich die beiden uͤbrigen , theils weil fie bey der Mig -

lichkeit , daß Aenderungen in dem Verfahren durch die

kuͤnftige Erfahrung herbeygefuͤhrt werden koͤnnten ,

wuͤnſchten , daß dieſe alsdann erfolgen moͤchte , ohne

die uͤbrigen weſentlichen Beſtimmungen auf irgend eine

Weiſe zu beruͤhren , theils weil einmal ſchon im Geſetze

von 1820 durch den Vorbehalt im §. 8. diefe Tren :

nung auggefprohen fey , und auch ſelbſt nach den vor⸗

liegenden Entwuͤrfen die Vorſchriften uͤber das Ver⸗

fahren in den Kammern nur groͤßtentheils ,
niht alle in dém Procedurgefege enthalten fejn

wirden .

Vón der EntfHeidung der Hohen Kammer úber

diefe Frage hångt niht nur die Bereinigung oder Ab -

theilung der Geſetze ab , fondern fie muf nothwendig

aud auf die Redaction im Ganzen , md in alen ihren

Theilen einen entſcheidenden Einfluß haben ,

Den 21 . May 1822 .
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Beylage Ziffer s6

Beybericht
über die Geſetzes ent wuͤrfe , die Verantwort —⸗

lichkeit der oberſtenStaatsdiener , und das

inğållen ihrer Anflage cintretende
gerihtlihe Verfahren betreffend

Erſtattet

von/dem

Hofrath v. Rotteck .

Ciner popen Kammer lege ih nah dem . Wizen Ih »
rer ComMmifion meine , von dem Gutachten der Mehr

Heit abwe henden Anfichten úber die ung zur Prifung

úbergebenen, die Verantwortlichkeit der oberſten Staats⸗

diener betreffenden Geſetze , in Form eines geſonderten
Beyberichts oder Berichts Anhangs gehorſamſt vor .

Dieſe meine Anſichten beruden auf zwey Hauptbetrach⸗

tungen , welche unter ſich in innigem und gegenſeitigem
Zuſammenhang ſtehen , und deren Reſultate daher ſich
me ſtens wechſelſeitig bedingen .

Eine derſelben bezieht ſich auf den Gewaltsumfang
des aufzuſtellenden Gerichts , und die andere auf deſſen

Zuſammenſetzung .
In beiden Punkten weicht meine Meinüng von dem

Commiſſions - Antrage weſentlich ab , in einem auch
von dem , uns zur Berathung vorgelegten Geſetzesent⸗
wurf

Doch iſt mein Feſthalten an den erſten Punkt bedingt
durch die Aufrechthaltung des zweyten , und entgegen

dieſer zweyte , wenn auch nicht eben ſo ſtrenge bedingt
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durch den erſten , doch wenigſtens ſeines Anerkenntniſſes

beduͤrftig zur eigenen mehreren Befeſtigung .

J. Welches iſt die Natur des hier beſprochenen Ge⸗

richt ? Welches iſt oder ſoll hiernach ſeyn ſeine Gewalt⸗

ſphaͤ re ?

Daß bey dieſem Gericht eine ganz eigene , mit

der keines andern zu vergleichende Natur obwalte , und

daß ſeinen Functionen die bdoͤhere Politik mehr als die

Jurisbrudenz , zumal als die blos poſitive Juris :

pruden Dag Gefez geden måffe , geht wehl Har aug

nachtehenden Betrachtungen fervori —Die Gerichte , iñ

fo fern fe eine wirtliche Gewalt ausuͤben , ſind ein

Zweig der vollſtreckenden Macht . Ihre Ausſpruͤ⸗

che ſind blos logiſche Functionen — Arwendungen

des Gefeges auf eine That — an und fuͤr ſich nur

der Urtheilskraft angehoͤrig und aͤuſſerlich wirkſam —

wo nicht etwa freywillige Folgſamkeit eintraͤte —

einzig darch die vollſtreckende Mach. ‘ . Daher werden auch

die UÜrtheile in buͤrgerlichen und peinlichen Fallen ĩm

Namen des Koͤnigs vollſtreckt , in den erſten auf

Anrufen der Partey , in den letzten vermoͤge allgemeiner

Bevoamaͤchtigung , oder auch kraft ſpecieller Willenser⸗

klaͤrung der oberſten Staatsgewalt .

Eine richterliche Gewalt , welche uͤber der vollſtre⸗

denden wäre , de he welche ath gegen den Wilten

Dder gegen die Perfõnlidhfeit der vollſtreckenden

Macht ihre Urtheilsſpruͤche vollzoͤge , waͤre nicht weniger

als eine folche , die uͤber der geſetzagebenden ſtuͤnde,

eine Monſtruoſitaͤt oder vielmebr ein Unding .

Die vollſtreckende Macht , ſo wie die geſetzgebende ,
iſt in hrer Sphaͤre entweder die hoͤch ſte, oder gar keine ,

und man hat alſo die Regierung vernichtet , ſo bald wan

ſte in der Sphaͤre der ihr angehoͤrigen Gewalt dem Tri⸗

bunal unterwirft Dte Rihter find fdann Fuͤrſt en.
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Die geſetzgebende und die vollſtreckende Gewalt nun

ſind nach unſerer Conſtitution getheilt zwiſchen cer Nez

gierung und den Gtåmen ; die Volired : ng ift faft aus⸗

ſchieſſend der erſten , die Geſetz zebung te den gemein⸗
ſchaft ch eigen . Ene richterliche Maͤcht , we che uͤber

der enen oder der endern dieſer Auter taͤ en — in dem

Gere ihrer Gemalgibung — ſtuͤnde , laßt ſich nicht ge⸗
denken ohre Wider pruch wit ihrem Begriff . Wehl koͤn—

unm b ide Unr ſchtthun , wohl kann eine der andern , und

pere er Geammth it tes Rolfes , oter ¢ nze nen Unt r

tian n Grund der Befdmwerde geben : adr erer rids

terlidhen Gewalt , mwedertarkber mit Machtroll
„ fommenbeit enifHeide , find fie wat untewcrfens
~ dern fie fiehen fih rein nach naturrechtlichem Verhaͤ tniß

ge⸗

genuͤber ſie h ben keinen gemeinſhaflichenObenn ,

von welchem die Moechtoollkommenheit des Richters ber⸗

råhren fonn e. Wenn irgend etwas auf Erden uͤber ih⸗

nen iſt , fo its nur dùie ioecale Gefammtperf óna
lich keit des StaatsVereins , von welcher es

jedoch keine andere juridiſche Erſcheinung giebt , als

die vereinderten zwey hoͤchſten Aut ritaͤ en, welche aber

im vorliegenden Fall als entzweytgedahbt werden , naͤm⸗

uͤch Regierung und Volksrepraäͤſentation ! Die —

ſe wey im Verhaͤltniß zu einander als getrennte Per —⸗

foͤnlichkeiten erſcheine den , wiewodl in der Idee zur

hoͤhern Repraͤſentation der Staatsge ammtheit vereinig⸗

ten Autoritaͤten muͤſſen wr uns im Streit gedenken ,
wenn wir den Gegeuſtaud unſeres Geſetzes deutlich ins

Auge faſſen wellen .

Es wuͤrde thoͤricht und alle Graͤnzen einer vernuͤnfligen
Del eaiteſſe uͤberſchreikend , weil den Standpuunkt der Be⸗

urtheilung und Schlußfaſſung ganz verruͤckend ſeyn , weun

man dieſe Grund⸗Anficht verlaͤugnen wollte .

DEs mag ſeyn , daß unter hundert Faͤllen , wo die Ver⸗

faſſung verletzt wird , 99 in alleiniger Schuld des Mini⸗

o

S3

O

O
-a

pa
a

——

sira

”
a

e

a

aaa

o



Siebenzehnte Sitzung vom 25 . May . 349 e

nin
ſters beruhen . Aber nicht tiefe 997 fendern der huns

mel
dDertie Fall — wo der Miniter , cb aud miti { ig ,

us⸗
doch nicht der ofle nice und nidi ter S aupt uctor ift —

J
ma bt cin Gefeg sóhig , we deg ibn gur ver nno tung

aͤber
auh als dann fonen p wenn der Airt ſelbſt ihn der⸗

dem
felten . zu entheben , oder zu en ' ehen geneig mère :

ge⸗ In den 99 andern Faͤllen våde čie Beſchnerde —

fón :
| führung boym Fuürſten , die bloße Kundmachung des

ani a begangeen Fehllr tts genuͤgend ſeyn zur Achuͤlfe und zur

Ee
Beran ' afung g búhrénder Rige . ; i

ich⸗ | Auf dieſen hundertſten Fall alſo laßt uns unſer Haupte⸗

a A
augenmerk richten : Er allein bedarfe der beſondern — zu⸗

fen ;
mal verhindernden — Fuͤrkehr , und nur von pm

ge⸗
fann das leitende Printip fuͤr unſer be onderes Geſetz

S entrommen - merden ; ta får die uͤbrigen 99 Falle ſchon

i dag allgemeine Gefeg und tag naturgemáf wirk⸗

7 ſame Intereſſe des Fuͤrſten geſorgt haben .

—
Damit alſo in dem nunmehr deurlich beſtimmten Fall

e3
des Streites zwiſchen der Voſksreproͤſentation und ter

al ?
Regierung der taat nicht in unheilbare Zerruͤttung gez

— rathe , muͤf vorerſt die Perſon de Regenten ſelbſt

A

`
alg heilig und unantaftbar dem Streite entruͤckt , und

Nia durch eine Rechtsfiction der geſchehene Bruch der Wurz

ers faſſung als alleinige Schuld der Miniſter oder Mitglie⸗

zur
der der båchten Etaatebehórde, melchen ohnehin eine Wits

rigs
fdu megen Anratheng ,soder nicht Widerrathens , oder

fen, wegen Volzichurg immer gus - Llak ft - — betrach⸗

ikg
tet merren . ES muf aber cuh cine mógtióft

suyertágige Erfenntnif : Quelle der W ahrs

icen
heit einer angeblich geſchehenen Verfaſſungs — Verle⸗

Bis
ung , ein hoͤchſes und unbeſtechliches Gericht vor —⸗

handen ſeyn , damit alle Welt fich uͤberzeugen koͤnne ,

auf welcher Seite , der Klagenden oder der Beklag⸗

Bers ten , dag Necht : fey , und damit der Gtreit feinen - 467

regelten , die Gerechtigkeit befriedigenden Ausgang neh⸗
me Doch nur zum Ausſpruch uͤber das Factum

senn

tinis
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und deſſen Strafwuͤrdigkeit wird foleg Ge

9 — richt aufgeſtellt , ohne Macht vollkommenheit , ohne
—J eigene Vollſtreckungs - Gewalt . Sein Geſchaͤft

iſt nicht das eines vom gemeinſchaftlichen O be —

ren über die Partheyen conſtituirten Gerichtes ; ſondern
blos das eines durch freyen Vertrag der Partheyen ernann⸗

ten Schiedsrichters , deſſen Spruch blos durch die

Kraft des Vertrags Buͤltigkeit und Rechtswirkung ,
aber keine andere Sanction als die Heiligkeit des

naturlichen Vertragsrechts hate Denn die Vol

ſtreckung des Urtheils kann bey fortbeſtehendem Staats⸗
Bertand dodh nur ven der erefutiven Staa tég é

Halt ; d. H. alfo von dDerfelben Regierung auégehen ;
welche eben als ſtreitende Parthey unterlegen . Sie iſt

zwar rechtlich fchuldig , dem Urtheile ſich zu fåsenş
aber es giebt keine poſitive Autoritaͤt , die ſie durch Zwang

dazu anhalte .
Was kann nun vernunftgemaͤß — nach rechtlichen

und politiſchen Prinzipien , derFnhalt des Vertrags

ſeyn , wodurch die Regierung ( oder vie mehr der Fuͤrſt )
gegen Die Bolfgrerráfentation ( oder vieimehbr gegen das

Volf ) fich verpfihter þat , bey einem etwa fih erheben -

den Streit Aber eine ihr angeſchuldigte Verfaſſungs —

Verletzung , dem Ausſpruch eines Schiedsrichters ſich
zu fügen ?

Nicht mehr als geeignet iſt , zu freywilliger Erfuͤl⸗
lung , weil eine hoͤhere Machtvollſtreckung
hier ermangelt . Man kann dem Regemen nicht

zumuthen , denjenigen dem Henkerbeil — uͤberbaupt ei —

ner eigentlichen Criminalſt rafe — zu uͤbergeben,
deſſen Verbrechen vielleicht nur in Erfuͤllung des koͤnig—
lichen Willens , vielleicht nur in Unterzeichnung eines von

ihm ſelbſt misrathenen Befehles beſtund . Serafbar bleibt

er zwar immer , wenn er auch nur ſeine Unterſchrift het

gab , zur Verwirklichung einer Verfaſſungs - Verletzung ?

|
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i

Ges | Und diefe Berfegung fann — man gedenfe fich etwa dag

ohne Voryhaben einer Veraͤnderung der Thronfolge odre

chaͤt eines Prov nyen Berfaufs an Fremde — auch ſchon die

bes | Mirfhuld bis aum hoͤchſten Grad der Strafbarkeit

Dern | fteigern , Aber fónnre der Rechtsſinn , oder das humas

nns
| Ne Gefúpl eg billigen , dağ der Rezent in dem uns

die terſtellten Falle jene hoͤchſte Strafe vollziehen lieſſe , und

ung ,
fann man ihm zummhen , was man nicht billigen kann ?

de s Aber wenn man es auch billigen oder ſelbſt for⸗

Bols |
dern fónnte , fann man verninfrig erwarten , daß es

atg -
| geſchehe ? und wird nicht pſychologiſch nothwendig die ⸗

zg e⸗ Vertheidiguns gegen ſo hartes Anſinnen unbeugſam , hef —

hen , tig , unheilbringend , nach dem aͤußerſten greifend ſeyn ?

e iſt Wird nicht ſchon die bloße Moͤglichkeit einer fo weit

Jen ; gehenden Schaͤrfe des Gerichts ein Grund zum angelegent⸗

sang lichten und ångtlihen Wivertand gegen den Eintritt eines

jeden Anklageprozeſſes hervorrufen ? — Hat man alſo

chen nicht darch Lufſtellung eines ſolchen Prinzips die Schwie⸗

ags rigkeiten vermehrt , erſtens ein im uͤbrigen gutes , d. h. zur

ári ) praktiſchen Anwendung geeignetes Geſetz durch gemeinſa⸗

das mes Einverſtaͤndniß zu Stande zu bringen , und zweytens

ben⸗ ein ſchon zu Stande gebrachtes in vorkommenden Faͤllen

ngês wirklich , ohne harten oder verderblichen , den ganzen Staat

ſich mit Zerruͤttung bedrohenden Kampf , in Ausuͤbung zu ſe⸗

tzen ?

tfuͤl⸗
Endlich , wozu ſollte es nothwendig ſeyn , daß der au⸗

mg ßerordentliche Gerichtshof auch uͤber die eigentlichen Cri —

cht minalverbrochen ſpreche ? — Wo von einem ſolchen Ver⸗

tejs brechen die Spur erſcheint , da mird in hundert und mehr

ben , Fallen gegen einen , namlich in allen denjenigen , wo in

nig : Bezuz auf dieſes Criminelle jene oͤfters erwaͤhnte Unter⸗

von ſtellung nicht Platz greift , d. h. wo das Verbrechen den

leibt Angeklagten ſelbſt zum Haupt oder alleintgen Urheber hat ,

her dem Einſchreiten der ordentlichen Gerichte nichts im Wege

ngi
ſtehen , vielmehr die Einleitung von Seiten des Regenten

Protokolle der Erſten Kammer . 23
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aus eigenem Antrieb geſchehen , daher keine Anrufung ei⸗

nes außerordentlichen Gerichts hofs noͤthig ſeyn . Die Er⸗

klaͤrung des letztern , es ſeyen Inzich en eines Criminal⸗
Verbrechens vorhanden , wird zur Veranlaſſung einer

Criminal Unterſuchung in allen denjenigen Faͤllen genuͤ⸗
gen , wo nicht Abhaltungsgruͤnde von ſo heikler und Un—⸗

heil Drohender Natur vorliegen , daf befer tie ftrevgere

Werfolgung unterbleibt . In Faͤllen , wie der letzterwaͤhnte ,
naͤmlich wo die beleidigte National⸗Repraͤſentation zu

ſelbſteigener Verfolgung eines Miniſters auf Leib und

Leben ſchreiten zu muͤſſen glaubt , iſt immer ſchon ein un—⸗

natürlicher Zuſtand , eine feindſelige Spannung zwiſchen
Reglerten und Regierung eingetreten , die Leiden⸗

ſchaffen ſind aufgeregt ; kein außerordentlicher Ge —

richtshof , mag er zuſammen geſetzt ſeyn , wie man wolle ,
wird hier zuverlaͤßig , beiden Partheyen Vertrauen einfloͤ—
bend , unzugaͤnglich den Einwirkungen politiſcher Eralis

rung ſeyn .
Es iſt da ein ruhiges , auf reine Rechtsanſicht gebau⸗

tes Urtheil faſt unmoͤglich ; wenigſtens wird die Welt das

rin meiſt nur das Machtwort der ſiegenden Parthey zu
erblicken glauben , und fuͤrchterliche Reaktivnen bey etwai⸗

gen Aenderungen der politiſchen Verhaͤltniſſe werden un⸗

vermeidlich ſeyn .

Dagegen iſt es wohl immer eine billige Forderung ,
vnd welche von dem rechtliebenden Fuͤrſten ohne alles Wi —

derſtreben mag gewaͤhrt werden , daß , welcher Miniſter

durch den Ausſpruch einer moͤglichſt partheyloſen Jury als

Verletzer der Conſtitution erklaͤrt worden , die in unſerm
Geſetzentwurf beſtimmten Strafen — deren hoͤchſte die

Dienſtentſetzung iſt — erdulde . Man ſollte meinen , daß
wer auch nur das Vertrauen der Nation verloren , ihr

Mißvergnuͤgen wie immer gegen ſich erregt hat , zur fer ⸗

nern Bekleidung der Miniſterſtelle ungecignet ſey , und

daß alſo ein Geſetz , welches die Entfernung des Minl⸗
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ſters an die Bedingung eines ſtrenggerichtlichen Erkennt ⸗
niſſes aber wirkliche Verfaſſungs - Verletzung bindet , in

keinem gedenkbaren Falle anderſt als gerecht und heilſam

in ſeiner Anwendung ſeyn koͤnne .

Eine Beſchraͤnkung der Competenz dieſes Gerichtes

aber auf die ebengenannten Strafen wird ſeine Aurufung

minder bedenklich und leichter ausfuͤhrbar , daher ſeine

Wirkſamkeit zur Abhaltung von Conſtitutlons⸗Verletzung
viel fráfiiger madhen .

Uno eg wird auh — da dag Meuferie , mwa der

Gerichtshof erfennen darf , niht mehr ift , afs was ſelbſt

ohne erwieſenes Verbrechen blos aus dem Grund des ein⸗

gebuͤßten Zutrauens koͤnnte gefordert werden — die befrie⸗

digende Zuſammenſe zung ſolchen Gerichtéhofs minder

ſchwierig ſeyn .

Ich habe bey dieſer Ausfuͤhrung abſichtlich von aller

Autoritaͤt — von ſchriftſtelleriſchen Lehren nicht minder als

von den bereits beſtehenden Einſetzungen anderer Staaten

—weggeblickt , blos allein die Grundidee verfolgend und

die vorkommenden Abweichungen von derſelben , dort der

fo leicht eintretenden Vefangenheit , hier der Einwisiung be -

ſonderer Umſtaͤnde , oder des Zuſammenhangs mit andern

politiſchen und rechtlichen Inſtitutionen zuſchrelbend. Ich

habe mich auf das Feld einer moͤglichſt reinen Theorie ge⸗

Reir , und meine nadh ernſter Erwaͤgung gewonnene Uez

berzeugung gleich anſpruchslos als freymuͤthig ausgeſpro⸗

chen . Doch wird nicht verkannt werden , daß auch ge⸗

wichti ge Autoritaͤten und impoſante Erfahrungen mir gut

Seite ſtehen . Den Vorwurf leerer Traͤumerey habe ich

wohl nicht zu beſorgen .
I . $ d gebe zum zweyten Hauptpunkt úber , zur

Bildung des Staatsgerichtshofs . Wie und aus welchen

Elementen foll er gebildet werden ? Jh muf mich hier

gleichmaͤßlg gegen den im Geſetzentwurf , wie gegen den im

Tommiſſtonsbericht vorgeſchlagenen Gerichtshof erklaͤren .
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Die Grinde , auè welchen ich dem im S efeg : Ent

wurf vorgeſchlagenen — — nicht beyſtimmen kann ,

ind die folgenden .

Ich wuͤnſchte keinen ſtaͤndigen ( alſo aud Feinen

8 Jahre dauernden ) ſondern einen je veils fuͤr die

tingelnen Fåálle orf zu bildenden Gericdtéhof , d. b»

die Perfonen , — das Richteramt in ſolchen Faͤllen
aus zuͤben haben , ſollen nicht fehon vorhinbekaunt

ſeyn . Wenn ſie e find , fo kann leicht — zu —

mal in Zeiten politiſcher Partheyung — die Betrachtung ih⸗

rer Perſoͤnlichkeit entweder ermunternd zum Boͤſen
oder abſchreckend von Guten wirken ; und auch zu Berfu

chen der Corruption einladen ; es kann eine eventu⸗

elle Gewinnung derſelben durch Gunſt und Befoͤrderung

Statt finden . Da weiters die Richterſtelle von der De —

putirtenſtelle ausſchließen ſoll , ſo faͤllt die Unbilligkeit auf ,

Jemanden zuzumuthen , ſein hoͤchſtes politiſches Recht , die

Waͤhlbarkeit zum Landtags - Deputirten hinzugeben eder

8 Jahre ruhen zu laſſen , wegen einer wills Gott in hun⸗

dert Jahren nicht einmal eintretenden Amtsverrichtung /
Daher fordere ich ein Bildungs - Geſetz fur den Ge⸗

richts hof , wornach — ob auch etwa nicht die Klafſe
oder die Klaſſen , woraus die Richter moͤgen genom⸗

men werden — doch die Perſonen unbekannt bleiben , bis

zum Augeublick der Conſtituirung . Nur dann kann der

Miniſter mit Wahrheit von ſich ſagen ( was ſelbſt jeder
Privatmann ſollte ſagen koͤnnen ) : Nur dem Geſſetz , nicht

aber beſtimmten Men ſchen ſtehe die Macht zu , ihn zu
verdammen . í

2. Der Vorſchlag , 16 Richter durch den Grof bere
zog und 16 durd die Kammern ernennen u lafet ,

entſpringt offenbar aus der Idee , Dag merer die rcm

Fuͤrſten ( vielleicht anuf den Rath eines Freundes des

Beklagten ) noch die von der anklagenden Volksre
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praͤſentation zu ernennenden Richter zuverlaͤßig ,
d. b. der Partheylichkeit unverdaͤchtig ſeyen ; daß alſo
durch eine Miſchung der beyden Elemente die be —

füͤrchtete Partheylichkeit moͤchte neutraliſirt , der ganze

Gerichtshof alſo gleichwohl moͤchte unpartheyiſch
werden . Allein mag es angehen , daß in buͤrgerli —
chen Gaben tie beyden Peariheyen jede ein paar

Sdiedsrichter erwaͤhlen , deren Ausſpruch per ma -

jora entſcheiden ſolle , ( dier kann der Wille keiner

Parthey anders wohin als aufs Recht gehend ſeyn ;
ſie wollen durch Sachverſtaͤndige blos unterrichtet

werden , uͤber das , was ihnen zuſteht , oder nicht, )
bey Anklaͤgern und Beklagten in peinlichen oder uͤber —

haupt Strafſachen iſt das Verhaͤltniß anders . Kein

Beklagker will blos wiſſen , ob und welche Strafe

er verdient habe , ſondern er wuͤnſcht ſich der obwohl

verdienten Strafe zu entzie hen , und auch die Be —

fangenheit des Anklaͤgers iſt
SRA

die Anſtrengung
der Klage , und durch die fuͤrihn nachtheilige Zurüͤck⸗
wirkung von deren Verwerfung bis zur Leidenſchaft⸗
lichkeit geſteigert ; er will ſiegen wie ein Streiter

im Zweykampf .
So wenig nun ſolche Streiter ſich ſelbſt wech—⸗

ſels veiſe neutraliſiren , d. h. harmoniſch in der Teu⸗

denz werden , ſo wenig ſind die von beyden Partheyen
ernannen Richter geeignet , durch Zuſammenſtitzen cine
Neutrale Autoritaͤt zu erzeugen ,

Dieſes Bedenken wird hier um ſo gewichtiger bur
den Umſtand , daß unter den 16 von den Kammern zu
waͤhlenden Richtern 8 von der erſten Kammer — mora
in die — zur Zeit unſtaͤndigen — Reglerungsglieder
tine vorherrſchende Stimme fuͤhren , Ernannte ſeyn
folen , Das tem Beklagten dazu noch eingeraͤumte
Recht, vier Richter zu berwerfen , vervolſtandigt

die Nothwendig keit , daß dle Mehrzah ! ſeiner
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Richter aus fùr Jon gåúftig Geſtimmten beſtehe.
( Den al auggenommen , da die Regierung felbft wi⸗

der Ihn aufſtuͤnde , in welchem Fall aber die Anklage

durch die Kammern —— ja oft ſehr be —

denklich , und die Stellung des Beklagten gegenuͤber
dem vorgeſchlagenen Gerichtshof allzu unſicher ſeyn

wuͤrde . )
Es ſchelnt alſo nothwendig , die Richter aus el —

ner andern , durchaus zuverlaͤſſigen und unbe —

theiligten , oder wofern betheiligt , doch nur fuͤr das

Recht bethelligten Quelle zu nehmen .

Ži nun wohl dag von der Commiffion vorge

ſchlagene Gericht ein zuverlaͤßiges , der ein der gter
maßgebenden Idee entſprechendes ? — *

Es beſteht zum Theil aus denſelben widerſtreiten⸗

den Elementen , die im Geſetzentwurf vorgeſchlagen ſind ,

muß alſo in ſo fern auch denſelben Bedenken unterlie⸗

gen , die ich ſo eben in Anſehung des letztern aufge⸗

worfen . Es ſoll aber noch weiter und zwar als

Grundlage und vorherrſchende Potenz euthal⸗

ten , die grofe Mehrzahl der Oberhofgerichtsraͤthe . Ge⸗

gen die Mitglieder des Oberhofgerichts ſtreltet jedoch

gleichfalls das unter Nr . 1. angeregteBedenken , und es

geſellt ſich dazu noch das weitere , von mir bereits

1820 zur Sprache gebrachte Bedenken eines moͤgli⸗
chen mittelbaren Einfluſſes ſolcher neuen dieſem Tribu ”

nal einzuraͤumenden Gewaltſphaͤre auf die Beſetzung

ſeiner Stellen , demnach auf den allgemeinen Geiſt

der oberſten , alſo der geſammten Juſtiz . Eudlich

wuͤrde die Beiziehung aller , oder der meiſten Oberhof⸗

gerichtsraͤthe zum Staatsgerichtshof unmoͤglich machen ,

die Competenz des letzten auf geringere Strafarten zu

beſchraͤnken , und daher die Ueberweiſung ſchwererer ,
de h. elgentlich erimineller Verbrechen an die gemei⸗
nen Gerichtshoͤfe zu verordnen . Denn jetzt waͤre
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das Oberhofgericht , als hoͤchſte ordentliche Inſtanz , um

ſeine Unbefangenheit gebracht , und koͤnnte, da es ſchon

einmal im Sitaatsgerichtshof eine entſcheidende Stimme

fuͤhrte , nicht abermals als ordentliches Tribunal

erkennen . Wer alſo jene Ueberweiſung will , der muß

ſchon aus dieſem Grunde , der Conſequenz willen , die

Beiziehung ſo vieler Oberhofgerichtsraͤthe zum Staats —

gerichtshof verwerfen .

Dagegen erhellt , daß wofern wirklich der Anſicht

Der Commiſſion gemaͤß der Staatsgerichtshof aud uͤber

Leib und Leben ſoll erkennen duͤrfen , die von ihr vor —

geſchlagene Zuſammenſetzung weniger bedenklich , aló jene
deg Geſetzentwurfes ſey .

Nicht ohne Furcht , der Anmaßung beſchuldigt zu

werden , wenn ich in einer ſo hochwichtigen und uner —

meßlich ſchwierigen Sache mit einem eigenen Vorſchlag

auftrete , doch auch durch die Betrachtung ermuntert ,

daß jede in die Discuſſion einer der vielſeitigen Be —

leuchtung ſo febr beduͤrftige Sache geworfene neue Idee ,

ſollte ſie auch unhaltbar ſeyn , doch Mutter von : an

dern und beſſern Ideen werden , ja eben durch ihre

Widerlegung den Anlaß geben kann zu fruchtbringender

Beleuchtung der Hauptfache, unterwerfe ich die folgenden ,

aus meiner Grundanſicht von der Natur und Beſtim —

mung des in Frage ſtehenden Gerichts fließenden Ge —

danken uͤber deſſen zweckgemaͤße Zuſammenſetzung , dem

erleuchteten Ermeſſen Einer hohen Kammer .

Wenn es wahr iſt , daß Regierung und Landtag ,

obſchon in ihrer Wechſelwirkung als zwey verſchiedene ,

ja ſich gegenuͤberſtehende Perfoͤnlichkeiten erſcheinend ,

geichwohl in einer hoͤhern Geſammtperſoͤnlichkeit , naͤm⸗

lich in jener des Staatsganzen oder der Nation , als

in ihrer gemeinſchaftlichen Wurzel ideal vereinigt ſind ,
alſo jeweils im Recht befindlich nur alsdann und in

ſofern ſeyn koͤnnen , als ſie in Uebereinſtimmung mit
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dem Geit der Nation , oder der hoͤhern Geſammtheit
handeln , wenn elfo Der Fårf ald foler und in Re

gierungs - eder Staats ſachen nie anderes wollen fann ,

als was die Geſammtheit ; was auch der boͤhere Sinn

teë beruͤhnten , aber nur in dieſem Sinne wahren
Wortes : „ der Fuͤrſt iſt der Staat, “ iſt ; — mwenn fer

ner daſſelbe auch in Anſehung der Volksrepraͤſentation
Statt findet , daß naͤmlich dieſe nur als dann als wahre

Repraͤſentation handelt , wenn fie im Sinn und Geiſt

ter Geſammiheit handelt , — wenn alſo der aͤchte

Pruͤfſtein , ob, was die Regierung , eder wos die Kam⸗

mern wollen , gerecht und gut ſey , in der Uebereinſtim⸗

mung mit tem Einn und ollen der Geſammtheit

beſteht , und alſo der Fuͤrſt perſoͤnlich zur ſelbſteigenen

Ueberzengung , ob in dem Streit der Miniſter mit den

Kammern hier vder dort das Necdt , ob er felti von

Hier oder dort aug wehl beratben fen , nur turd Aps

pellation an die grofe Gefammtheit ( wie bey ter Aufz

loͤſang einer Staͤndeverſammlung und Zuſamwenberu⸗ —

fung einer neuen ) gelangen kaun : ſo ſcheint das beſte ,
lauterſte , zuverlaͤßigſte Ceridt , får tie in Frage ſte —
henden Zerwuͤrfniſſe nur unmittelbar aus dem Scherße

jener großen Geſammtheit , welcher etwas Unrechtes zu
wollen nicht nur ideal , ſondern ſelbſt pſyſologiſch un⸗

moͤglich iſt — hervorgehen zu koͤnnen,

Dieſe Geſammtheit iſt pariheylos zwiſchen ihrer

Regierung und ihren Kammern , fie fann nur fúr dag

Recht Parthoy nehmen , weil vonmi Necht allein ihr Hetl
abhaͤngt . Ja in der Idee , der Wille des Fuͤrſten als

ſolchen koͤnne nicht onders als identiſch ſeyn mit jenem
der Geſammtheit , liegt der Grund der Heiligkeit und

Unantaſtharkeit des Fuͤrſten.
Nach ſolchen Voxrausſttzungen duͤrften die Richter

in ſorgfaͤltig geregelten und gelaͤuterten Urverſammlun⸗

gen , oder cuh in den von dieſen ausgegangenen Col⸗
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legien pen Wahfminnern zu waͤhlen ſeyn . Wenn z . B .

die Urverſammlungen aus den beſtehenden Buͤrger us⸗

foit der Gemeinden eines Amtsbezirks Calfo . gemaͤß

des in Berathung befind! lichen Entwurfs der Gemeindes

ordnung , in gleicher Anzahl aus Hoͤchſt⸗ Niedrigſt⸗ und

Mittelbeſteuerten gebildet wuͤrden , und das Geſetz die

Eigenſchaften der zu waͤhlenden Wablmaͤnner oder Rich⸗

ter ) , nah Alter , Vermoͤgen ꝛc. mit moͤglichſter Sorg⸗
falt fetege , fo fhe ih nidt ein , welcher rechtliche

Miniter und welcher rechtliche Landſtand , alo aud

nicht welcher Fuͤrſt dieſem Gericht , zumal nach dem

fråher betimmten engen Kreig feiner Competeng , das

Zutrauen verſagen koͤnnte .

Ich enthalte mich vorerſt einer naͤhern Detailirung

die es Vorſchlag ? . — Viele ſpecielle Reſtimmungen waͤren
bidr freplich norbwendig , und ein arofer Spielraum fuͤr die

Aluswahl derſelben nach allgemenen und beſendern Gruͤnden

iſt gegeben , Aber es ſollle nicht ſchwer werden , ſich uͤber
die Einzelnheiten zu verſtaͤndigen , wenn man eiwvmal
uͤber die Grundidee einig waͤre . Wuͤrde ſie nicht ab —

ſolut verworfen , ſo moͤchte wohl die Zuruͤckweiſung der

Gahe an die Commiſſion zur Ausarbeitung waͤhe er

Vorſchlaͤge und vorlaͤufiger Eroͤrterung derſelhen mit den

Herin Regierungs - Commiſſarien nothwendig ſeyn .

Doch vielleicht moͤchte die Idee der aus dem

Shooße der Geſamtheit als Nation hervorgehenden

Richter , wegen moͤglich dabey eintretender Mißverſtaͤnd⸗
niſſe , Vielen bedenklich ſcheinen .

Man wmoͤchte glauben , darin das demokratiſche

Princip in gefaͤhrlicher Vorherrſchunz zu erblicken.
Hieruͤber ſich allſeitig zu verſtaͤndigen , ift faum moͤg⸗

lich , ſo lange der Streit zwiſchen den politiſchen Haupt⸗

— nicht aus⸗

geglichen , zumal , ſo lange der Begriff vom demokrati⸗

ſchen Princip nicht im Reinen ifte Aber man erhebe
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ſich vom politiſchen Standpunct zum rein rechtlichen
und humanen , und appellire demnach nicht an tag

Volk , oder an die Sſaats geſammiheit, ſendern an die

ganze menfdlidhe Geſellchaft , oder an die Menſchen —

Vernunft Ein nadh ) dem obigen Vorſchlag conſtiuir⸗
tes Gericht moͤchte wohl , vorausgeſetzt , daß es aus dem

Schooß eines geiſtig muͤndigen , und nicht in morali —

ſches Verderbniß verſunkenen Volkes hervorgegangen
woaͤre , nicht nur als Organ einer beſtimmten Nation ,

oder einer beſtimmten Staatsgeſammtbeit , ſondern aud
als Organ der Menſchenbernumft uͤberbaupt , als Re⸗

praͤſentant der allgemeinen menſchlichen Urtheilskraft
gelien , ein Geſchwornen - Gericht in dieſes Nameus

hoͤchſter Bedeutung .
Indeſſen waͤre es Eigenſinn , auf dieſer Songituirung eines Staatsgerichtshofs von Hochgeſchwornen ,

Protokolle der Erſten Kammer .

naͤmlich auf Ernennung der Richter durch Volkswahl , A
ausſchließend zu beſtehen .

Das Haupterforderniß iſt nur , daß kein Parthey⸗
geit bey j ner Conſtituirung wirkſam ſey , und daß die

Eſemente des Gerichts , nåmli die einzelnen Stim⸗

menden , natuͤrlich faͤhig zur Beurtheilung der hier in

Frage kommenden Sachen ſeyen . Der Partheygeiſt hat
nur Einfluß auf menſchliche Willkuͤhr : das Loos iſt
ihm unzugaͤnglich . Fordert alſo vom Loos , wie vom

Himmel ſelbſt , euer Geſchwornen - oder Gottesgerickt .
Aber gegen Feine ter Perfonen , unter welchen es zu
entſcheiden hat , daher auch gegen keine derjenigen , fuͤr
die es entſchied , moͤge ein allgemeiner oder beſonderer

Verdaͤchtigungsgrund , oder ein Verdacht der Unfaͤhig —
keit vorliegen . Dieſe Zwecke wuͤrden erreicht werden ,
wenn durch das Geſetz eine gewiſſe Klaſſe oder mehrere

Klaffen vou Perſonen beſtimmt wuͤrden , aug welchen

das Loos die Richter nehme . Notablen , nach einer
liberalen Deutung deë Wortes , die Municipalbeamtet :
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der groͤßern Gemeinden , die Mitglieder der hoͤhern Ge⸗

richte , die Hoͤchſtbeſteuerten der Bezirke ( mit einiger

Bechraͤnkung nach erſcheinenden Bildungsſtufen , oder

nach dem Obensalter ) moͤchten die Klaſſen ſeyn , deren

Mitglieder Is Loeos kaͤmen . Die große Anzahl derſel⸗

ben ließe der Corrupſien , durch was immer fuͤr einen

Einflaß , keinen Raum .

Wer will tauſende beſtechen , von welchen das

Loos eiwa zwandig zu Richtern machen wird ? Man

fertige alſo nach Aemtern oder Bezirken ſolche Liſten der

Motablen , und laſſe durchs Loos eine Zahl von z. . .

50 Richtern herausziehen , Von dieſen moͤgen ſodann

Klaͤger und Beklagten eine beftimme Anzahl verwer⸗

fen ; die uͤbrigen bilden dann gewiß den partheyloſen zu⸗

verlaͤßigen , in jeder Hinſicht unbedenklichen Gerichtsbof .

Auch bey dieſem , wie beym vorigen Vorſchlag

wuͤrde es unnuͤtz und vereilig feyn , ein Detail ſpeciel⸗

ler Beſtimmungen , deren ſich gar ver chiedene erdenken

laſſen , zur Sprache zu bringen , beror die Hauptidee

Eingang und Billigung gefunden . Geſchaͤhe das Letz⸗
tere , ſo wuͤrde hier abermals , wie beym erſten Vor —⸗

ſchlag bemerkt worden , die Zuruͤckweiſung an die Cem⸗

miſſion unvermeidlich ſeyn .

Moͤge Eine hohe Kammer dieſe meine geſonderte

Anſicht uͤber die beyden Hauptpuncte des uns vorlie⸗

genren neuen Gefegentwuris — die fich jedoch in An -

ſehung des erſten zum Theil anch der Beyſtimmung

eines pon unë allen bechserehrten Commiffiong - Mitgliedes

erfreut — mit Nachſicht aufnehmen .

In denjenigen Puncten , die niht unbedingt von

den zwey erdrterren Grundideen abhaͤngen , bin idh faſt

durch aus einverſtanden mit dem Commiſſionsbericht , ja

får den Jal der Berwerfung meiner befondern Bors

ſchlaͤge , demnach auf das jenſeits derſelben gelegene

Selo beſchraͤnkt , ſtimme ich jenem Berlcht im Ganzen

mit wenigen Ausnahmen bey .
—


	Protokoll
	[Seite]
	Seite 294
	Seite 295
	Seite 296
	Seite 297
	Seite 298
	Seite 299
	Seite 300
	Seite 301

	Beilagen
	Seite 301
	Seite 302
	Seite 303
	Seite 304
	Seite 305
	Seite 306
	Seite 307
	Seite 308
	Seite 309
	Seite 310
	Seite 311
	Seite 312
	Seite 313
	Seite 314
	Seite 315
	Seite 316
	Seite 317
	Seite 318
	Seite 319
	Seite 320
	Seite 321
	Seite 322
	Seite 323
	Seite 324
	Seite 325
	Seite 326
	Seite 327
	Seite 328
	Seite 329
	Seite 330
	Seite 331
	Seite 332
	Seite 333
	Seite 334
	Seite 335
	Seite 336
	Seite 337
	Seite 338
	Seite 339
	Seite 340
	Seite 341
	Seite 342
	Seite 343
	Seite 344
	Seite 345
	Seite 346
	Seite 347
	Seite 348
	Seite 349
	Seite 350
	Seite 351
	Seite 352
	Seite 353
	Seite 354
	Seite 355
	Seite 356
	Seite 357
	Seite 358
	Seite 359
	Seite 360
	Seite 361


